




8 www.der-paritaetische.de 6 | 2014

Ich bin krank, was kann ich tun? 
Jahrzehntelang folgten die meisten 
Menschen bei einer solchen Frage 

kommentar- und klaglos den Anwei-
sungen von Ärzten oder Krankenkas-
sen. Diese Haltung begann sich in 
Folge der „68er“-Bewegung zu ändern. 

Das neue Selbstbewusstsein von Pati-
entinnen und Patienten drückte sich 
vor allem in Selbsthilfegruppen und 
unabhängigen Beratungsstellen aus. 
Diesen ging es von Anfang an nicht 
nur um die konkrete Hilfestellung in 
individuellen Fällen: „Sie reflektierten 

auch die Rolle der Patientinnen und 
Patienten innerhalb des Gesundheits-
systems“, sagt Günter Hölling, der 
1981 den gemeinnützigen Verein Ge-
sundheitsladen Bielefeld mit aufgebaut 
hat. „Einzelne Patienten, aber auch 
Selbsthilfe- und Patientenorganisatio-

„Mit einer Stimme stärker Einfluss 
auf die Politik nehmen“

15 Jahre PatientInnen-Netzwerk 
in Nordrhein-Westfalen

Zahlreiche Institutionen und Organisationen treten für die Rechte von 
Patientinnen und Patienten ein. In Nordrhein-Westfalen sprechen sie 
seit 15 Jahren mit einer Stimme: der des PatientInnen-Netzwerks 
NRW im Landesverband des Paritätischen. 
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schenswert, diese regionalen Vertre-
terinnen und Vertreter zu vernetzen, 
damit sie sich gegenseitig stärken 
könnten. „Zwar gibt es schon kleinere 
Netzwerke in Großstädten und  
Ballungsräumen, aber auf dem Land 
fehlen sie meist völlig“, so Gakstatter.

Krankenhausplanung im Blick
In diesem Jahr hat das PatientInnen-
Netzwerk auch die Krankenhauspla-
nung in NRW stärker in den Blick ge-
nommen. In einer Stellungnahme zur 
Änderung des Krankenhausgestaltungs-
gesetzes fordert es, dass an der Bedarfs- 
und Qualitätsplanung neben dem  
Patientenbeauftragten NRW künftig 
auch Vertretungen von Selbsthilfe- und 
Patientenorganisationen mitwirken sol-
len – und zwar direkt. 
Außerdem möchte das Netzwerk in 
diesem Änderungsverfahren die Kran-
kenhausträger gesetzlich verpflichtet 
wissen, „ausreichende Ressourcen“ für 
unabhängig arbeitende Beschwerde-
stellen für Patientinnen und Patienten 
zur Verfügung zu stellen. Die grund-
sätzliche Verpflichtung zu einem sol-
chen Angebot besteht bereits, doch 
falle deren Umsetzung in den Kliniken 
noch sehr unterschiedlich aus.
„In gesundheitspolitischen Fragen 
kommt man in Nordrhein-Westfalen 
um das PatientInnen-Netzwerk nicht 
herum“, bilanziert Julia Gakstatter die 
Entwicklung seit der Gründung 1999. 
Das Netzwerk hat sich als institutio-
neller Zusammenschluss etabliert. 
Die direkte Arbeit mit den Betroffenen 
findet prinzipiell bei Beratungsstellen 
und in Selbsthilfegruppen vor Ort 
statt. Gleichwohl bietet das Netzwerk 
auf seiner Homepage für alle Patienten 
und Patientinnen Informationen zu 
gesundheitlichen und gesundheitspoli-
tischen Themen, außerdem finden 
Ratsuchende Anlaufstationen in ihrer 
Umgebung 

Bernd Kleiner

nen hatten nur beschränkte Hand-
lungsmöglichkeiten, um Missstände 
abzubauen“, so Hölling. Aus dem 
Wunsch heraus, „sich auszutauschen, 
gemeinsame Positionen zu finden, um 
anschließend mit einer Stimme auf die 
politische Seite Einfluss nehmen zu 
können“, entstand das PatientInnen-
Netzwerk NRW. Dessen Sprecher be-
ziehungsweise Sprecherin sind Günter 
Hölling  und Manuela Anacker vom 
Sozialverband VdK.
In dem eigenständigen Netzwerk  
engagieren sich 
• �die Gesundheitsselbsthilfe NRW 

(Wittener Kreis) 
• �die KOSKON (Koordination für 

Selbsthilfe in NRW) 
• der Sozialverband VdK
• �der Koordinierungskreis für gesetzli-

che Patientenvertreter/-innen in Lan-
desgremien nach Paragraf 140 f SGB V

• die Landesseniorenvertretung
• �Patientenfürsprecher aus Kranken-

häusern, die Gesundheitsläden Biele-
feld und Köln unter anderem als Re-
präsentanten der Unabhängigen Pati-
entenberatung

• �der Paritätische Landesverband Nord-
rhein-Westfalen.

Ein Forum im Verband
Da viele der beteiligten Organisationen 
dem Paritätischen angeschlossen sind, 
habe der Gedanke nahe gelegen, ihnen 
im Rahmen des Verbands „ein Forum 
zu schaffen“, erklärt Julia Gakstatter, 
die Koordinatorin des Netzwerks. Sie 
hat die Funktion der administrativen 
Schaltzentrale des Netzwerks über-
nommen, betreibt Öffentlichkeits- 
arbeit und bereitet die jährlich vier  
Sitzungen des Netzwerk-Arbeitsaus-
schusses sowie gemeinsame Infor- 
mationsveranstaltungen vor. Julia  

Gakstatter vermittelt bei Anfragen von 
Medien oder Patientinnen und Patien-
ten auch Ansprechpersonen innerhalb 
des Netzwerks zu bestimmten Themen. 
„Wenn es zum Beispiel um Fragen zum 
Thema Datensicherheit bei der elektro-
nischen Gesundheitskarte geht, würde 
ich an die Unabhängige Patientenbe-
ratung verweisen“, so die Koordinatorin.
Bei aller Vielschichtigkeit seiner Mit-
glieder ist die Arbeit des Netzwerks sehr 
konsensgeprägt. Im Ausschuss herrsche 
eine konstruktive Atmosphäre, sagt 
Günter Hölling. Über die lange Zusam-
menarbeit habe sich „ein gemeinsames 
Verständnis entwickelt, das nach außen 
wirkt“, so der Sprecher. Unter dem Ein-
fluss des Netzwerkes habe die organisa-
torische Beteiligung von Patientinnen 
und Patienten im nordrhein-westfäli-
schen Gesundheitswesen Fortschritte 
gemacht. 

Qualifikation ist wichtig
Gleichwohl wird der Verbund nicht 
müde anzumahnen, dass die Beteili-
gung noch qualitativer Verbesserung 
bedarf. Es gelte, die Aufgaben der Pati-
entenvertretungen in den jeweiligen 
Gremien – wie etwa den kommunalen 
Gesundheitskonferenzen – exakt zu 
definieren, Verfahren transparent zu 
machen und sachliche und finanzielle 
Ressourcen für eine Qualifizierung 
der jeweiligen Interessenvertreter zur 
Verfügung zu stellen, heißt es in ei-
nem aktuellen Positionspapier. Hier 
sieht Günter Hölling vor allem das 
Land gefordert: „Die Leute müssen 
qualifiziert werden, um auf Augenhö-
he mitreden zu können.“ Auch Julia 
Gakstatter weiß, wie schwer es sein 
kann, sich „zum Beispiel in einer kom-
munalen Gesundheitskonferenz zu 
behaupten“. Es sei daher auch wün-

PatientInnen-Netzwerk NRW
Kontakt: Julia Gakstatter
Tel.: 05272/9510774
E-Mail: gakstatter@paritaet-nrw.org
www.patientennetz.net

Mitglieder des Arbeitsausschusses des PatientInnen-Netzwerks NRW: (von 
links nach rechts) Petra Belke (KOSKON), Dirk Meyer (Patientenbeauftragter 
NRW, als Gast), Günter Hölling (Sprecher), Gregor Bornes (Koordinierungs-
kreis nach §140 SGB V), Manuela Anacker (Sprecherin und VdK NRW), Dr. 
Volker Runge (Sprecher Gesundheitsselbsthilfe NRW), Heike Trapphoff (Selbst-
hilfe-Kontaktstelle Rhein-Sieg-Kreis), Julia Gakstatter (Koordinatorin PatientIn-
nen-Netzwerk und Paritätischer NRW), Bernd Hoeber (Paritätischer NRW, 
Fachreferent Nutzer/-innen-Interessen), Katharina Benner (Paritätischer NRW, 
Geschäftsbereichsleitung Engagement, Selbsthilfe, Nutzer/-innen-Interessen, 
Gesundheit).
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Mit zwölf Jahren erkrankte 
Dorit an Leukämie. Die Folgen 
begleiten die 27-Jährige bis 

heute. Die Behandlung heilte sie zwar 
vom Krebs, doch die Medikamente 
führten zu starker Osteoperose. Nach 
dem Bruch eines Kniegelenks musste 
sie ihren Berufswunsch Eventmanage-
nerin aufgeben. „Das war schmerzlich, 
aber auch Voraussetzung, sich Neuem 
zuzuwenden“, sagt Dorit im Rückblick. 
Erleichtert wurden ihr Abschied und 
Neuorientierung durch ein Seminar 
für Ausbildungsplatzsuchende, das die 
Beratungsstelle „Jugend & Zukunft“ 
speziell für junge Menschen mit Krebs-
erkrankungen veranstaltete. 
Jedes Jahr erkranken etwa 1.800 Kin-
der im Alter unter 15 Jahren in 
Deutschland an Krebs. Zwar liegt ihre 
Überlebenschance inzwischen bei ho-
hen 85 Prozent, doch bei vielen führt 
die Behandlung zu körperlichen oder 
psychischen Einschränkungen, die 
teilweise auch erst Jahre später spürbar 
werden. Um Kinder und Jugendliche 
auch dann nicht alleine zu lassen, 
gründete die Elterninitiative Krebs-
kranke Kinder München 2003 die Koor-
dinationsstelle psychosoziale Nachsor-
ge für Familien mit an Krebs erkrank-
ten Kindern. KONA unterstützt Patien-
ten, Eltern und Geschwister nach der 
Akutbehandlung im Alltag zurechtzu-
kommen und die Lebensfreude wieder 
zu fi nden. 

„Jugend und Zukunft“
Im Laufe der Jahre wandten sich immer 
mehr Jugendliche auch mit Fragen zu 
Ausbildung und Beruf an KONA. 2006 
reagierte die Elterninitiative auf den 
Bedarf und schuf das KONA-Projekt 

„Jugend und Zukunft“ (JuZu) und da-
mit bundesweit die bislang einzige 
Stelle für die berufl iche Förderung an 
Krebs erkrankter Jugendlicher. KONA 
und JuZu sind erfolgreiche Pionierpro-
jekte, die auch von der Deutschen Kin-
derkrebsstiftung unterstützt werden 
und über die Grenzen Deutschlands 
hinaus Vorbildcharakter haben. 

„Fähigkeiten erkennen und nutzen“
An JuZu wenden sich pro Jahr rund 90 
Jugendliche, etwas weniger als die Hälf-
te braucht nur eine Beratung, die Mehr-
heit jedoch eine längere intensive Be-
gleitung. Sozialarbeiter Dieter Wöhrle 
kennt sämtliche Fördermöglichkeiten, 
die Arbeitsagentur, Arbeitgeber oder 
Berufsschulen bieten, und entwickelt 
im Gespräch mit den Jugendlichen den 
passenden berufl ichen Einstieg: „Es 
geht immer darum, die eigenen (ver-
bliebenen) Qualitäten und Stärken zu 

sehen und zu erkennen, wie sie sich 
berufl ich nutzen lassen – auch in einem 
anderen als dem erträumten Beruf.“ 
Für Dorit wäre die körperliche Belas-
tung als Eventmanagerin zu groß 
gewesen, heute nutzt sie ihre Fähigkeit 
zu organisieren als Bürokauffrau. Mit 
Hilfe von JuZu fand sie ihre Ausbil-
dungsstelle beim Münchner Fraun-
hofer-Institut, das sie danach über-
nahm. Nun arbeitet sie in dessen 
Organisationsabteilung und bereut 
ihre Berufswahl keine Sekunde. Allei-
ne hätte sie die Neuorientierung nicht 
geschafft: „Dieter Wöhrle hat mich im-
mer wieder bestärkt, dass ich meinen 
Weg machen werde.“

Nicht nur die medizinische, sondern 
auch die seelische Seite sehen
Kinder und Jugendliche, aber auch ihre 
Familien zu stärken – das ist Ziel der 
Elterninitiative Krebskranke Kinder 
München. Seit ihrer Gründung 1985 
baut sie ein Angebot nach dem anderen 
dafür auf. „Damals beschränkte sich die 
Behandlung auf die medizinische Seite“, 
berichtet Angelika Andrae, die Presse-
sprecherin der Initiative. Besuche der 
Eltern in der Klinik waren auf wenige 
Stunden beschränkt – egal wie schlecht 
es ihren Kindern ging. Viele Mädchen 
und Jungen wurden zwar körperlich ge-
heilt, aber seelisch schwer geschädigt 
entlassen. Erst in den letzten Jahrzehn-
ten erkannte man, wie wichtig es für den 
Genesungsprozess ist, die seelische Ge-
sundheit zu fördern. Allerdings wird 
dies bis heute in der Mittelzuteilung an 

die Kliniken nicht berück-
sichtigt. „Ohne die Eltern-
initiative gäbe es nicht genug 
Sozialpädagogen auf Station, 

Wenn Kinder schwer erkranken, brauchen sie selbst, aber auch ihre Eltern Unter-
stützung. Die Elterninitiative Krebskranke Kinder München hilft Jungen und Mädchen 
sowie deren Familien seit drei Jahrzehnten auf vielfältige Weise.

In der Kunsttherapie verwandeln 
sich Nierenschalen in Drachenflügel

Endlich wieder selbst aktiv werden, 
das genießen krebskranke Kinder in 
der Musiktherapie. Fotos: Privat

Thema



11www.der-paritaetische.de6 | 2014

keine Psychologin, keine Ernährungs
beratung, keine Musik- oder Kunst
therapie“, erklärt Angelika Andrae. Mit 
Stiftungsgeldern, Spenden und Mit-
gliedsbeiträgen finanziert die Initiative 
jeden Monat Stellen für rund 25.000 
Euro – zum Wohle der Kinder. 

Kunst- und Musiktherapie
In Kunst- und Musiktherapie können sie 
wenigstens für kurze Zeit wieder die Re-
gie über ihr Leben übernehmen und 
zum Beispiel Nierenschalen in Drachen-
flügel verwandeln, die Tumorzellen in 
die Flucht schlagen oder auf Trommeln 
„so richtig draufhauen“ und „Dampf ab-
lassen“. Angst, Wut, Trauer, Hoffnung, 
Mut – alles kann in Musik und Kunst 
ausgedrückt werden: Eine große Hilfe, 
die Situation zu verarbeiten. 
Auch den Eltern krebskranker Kinder 
hilft die Initiative durch eine Vielzahl 
von Angeboten, darunter finanzielle 
Unterstützung, etwa durch die Kosten-
übernahme von Haushaltshilfen und 
Geschwisterbetreuung sowie zahlrei-
che Gesprächsmöglichkeiten. 

Botschafter schenken Zuversicht
So kommen an einem Abend in der 
Woche „Botschafter“ auf Station: Eltern, 
deren Kinder den Krebs überlebten. 
Ihre Beispiele schenken Kraft, Unsicher-
heit und Ängste auszuhalten. „Das ist 
gerade in den Stunden, in denen der 
Klinikalltag ruhiger wird, eine große 
Hilfe“, erzählt die Presseprecherin. Sie 
und ihr Mann mussten vor 18 Jahren 
den Tod ihrer krebskranken Tochter 
verkraften: „Damals war der Lebens-
sinn zunächst ganz weg. Doch wir sag-
ten uns, wenn wir unserem Kind schon 
nicht helfen konnten – dann vielleicht 
anderen?“ Bis heute engagiert sich das 
Ehepaar im Elternverein, auch als An-
sprechpartner für Eltern, die sich mit 
dem nahen Tod ihres Kindes auseinan-
dersetzen müssen. „Für uns war das 
Engagement in der Initiative der einzi-
ge Weg, die Katastrophe zu überleben.“ 

„Nichts tun zu können ist schlimm“
Daneben stehen und nichts tun zu 
können – das zählt für die meisten  
Eltern krebskranker Kinder zum 
Schlimmsten. „Wenn ich nichts ma-
chen kann, außer da zu sein, dann will 
ich wenigstens das tun können“, sagt 
Lucia Friedrich, deren Tochter mit 
zwölf Jahren an Krebs erkrankte. Mo-
natelang lag Emilia im Schwabinger 
Krankenhaus, gute zwei Autostunden 
von zuhause entfernt. Der Einzugsbe-

reich der Münchner Kliniken ist groß. 
Ständig zu pendeln, überlastet viele 
Eltern finanziell, physisch und psy-
chisch. Darum richtete die Elterninita-
tive jüngst eine zweite Wohnung in der 
Nähe des Klinikums ein. „Für uns und 
unsere Tochter war dies ein großes Ge-
schenk“, sagt Lucia Friedrich. So wuss-
te Emilia in den schlimmsten Wochen 
ihres Lebens ihre Eltern nah und greif-
bar. Und als sie nach der stationären 
Chemotherapie ambulant mit Bestrah-
lung behandelt wurde, wohnte Emilia 
mit ihrer Mutter dort. „Pendeln wäre 
für sie zur Tortur geworden, da ihr seit 
der Chemo beim Autofahren übel wur-
de“, erinnert sich Lucia Friedrich. Zu-
dem musste Emilia wegen der Anste-
ckungsgefahr Kontakte meiden, die 
Wohnung war ihr auch sicherer Zu-
fluchtsort. „Wir genossen die Möglich-
keiten in der liebevoll eingerichteten 
Wohnung und vor allem den Balkon, 
von dem aus wir den Frühling erleben 
konnten.“  Nach knapp drei Jahren Be-
handlung ist Emilia glücklich, wieder 
so gesund zu sein, dass sie wie andere 
Kinder in die Schule gehen kann.“

Gisela Haberer

Elterninitiative Krebskranke Kinder 
München
Tel. 089/534026
E-Mail: ei.buero@krebs-bei-kindern.de
www.krebs-bei-kindern.de

Ihr 30-jähriges Bestehen begeht die  
Elterninitiative im Juni 2015 mit einem 
Symposium zu „Komplementärmedizin 
in der Kinderonkologie“, zu dem Wissen-
schaftler und Praktiker aus der Medizin 
sowie Eltern krebskranker Kinder einge-
laden sind. 

Sozialarbeiter Dieter Wöhrle (links) berät Jugendliche beim  
Übergang von der Schule in den Beruf, diese Hilfe braucht  
es oft auch Jahre nach einer Krebstherapie.
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Die Patienten 
stehen nicht
wirklich im 
Mittelpunkt

Eigentlich dreht sich das ganze Gesundheitswesen um die Patienten. Doch auf 
der Ebene politischer Entscheidungsfindung ist diese Erkenntnis noch immer 
nicht ganz angekommen. Nur weil sich Patientinnen und Patienten ihre Beteili-
gung an gesetzlichen Entscheidungsprozessen zäh erstritten haben, tagen Ärz-
te, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Kliniken und Krankenkassen nicht alleine im 
Gemeinsamen Bundesausschuss, der Richtlinien für Behandlung und Kosten-
übernahme für rund 70 Millionen gesetzlich krankenversicherte Menschen in 
Deutschland festlegt. Über den Deutschen Behindertenrat sitzt auch das 
1986 gegründete FORUM chronisch kranker und behinderter Menschen im 
Paritätischen mit am Tisch. Dessen stellvertretender Sprecher Dr. Michael 
Köhler sieht noch viel Verbesserungsbedarf in Sachen Patientenvertretung. 

Unsere Stimme hat Einfl uss – 
obwohl wir nur mitberaten 
und Anträge stellen können. 

Aber stimmberechtigt sind wir noch 
nicht“, lautet Michael Köhlers Zwi-
schenbilanz nach zehn Jahren Beste-
hen der Patientenvertretung im Ge-
meinsamen Bundesausschuss (G-BA). 
Immerhin sind insgesamt rund 100 
Patientenvertreterinnen und -vertreter 
berufen, ständig an Sitzungen des 
G-BA teilzunehmen. Dazu kommen 
über 100 weitere Patientenvertreterin-
nen und -vertreter, die themenbezogen 
zu einzelnen Sitzungen eingeladen 
werden. Alle zusammen bringen Wis-
sen aus den bundesweiten Selbst -
hilfe- und Beratungsorganisationen 
ein, aber auch ihre persönliche Erfah-
rung mit ihrer Erkrankung, deren 
Behandlung und der Versorgungs-
situation. 

„Das Kriterium ‚Lebensqualität‘ er-
fährt ein behandelnder Arzt oftmals 
anders als der Patient“, erklärt Michael 
Köhler, selbst Arzt und Vorsitzender 
der Deutschen Patientenliga Atem-
wegserkrankungen, und führt ein 
Beispiel aus seinem Fachgebiet an: 
Patientinnen und Patienten mit einer 
chronisch obstruktiven Bronchitis 
(COPD) erhalten noch viel zu oft ne-
ben den erforderlichen bronchiener-
weiternden Medikamenten zusätzlich 
entzündungshemmende Medikamen-
te: Doch sie sind meist nur bei Asth-
ma erforderlich, nicht bei COPD. Köh-
ler: „Nachdem wir anerkannte Leitli-
nien für diese beiden großen ‚Volks-
krankheiten‘ der Atemwege haben, 
kämpfe ich als Patientenvertreter 
 dafür, dass diesen auch mit einer leit-
liniengerechten Umsetzung in der 
Praxis gefolgt wird.“ 

In den Diskussionen auf der fachlich 
bewertenden Ebene müssen noch viel 
häufi ger die  Auswirkungen der Thera-
pie auf die Lebensqualität des einzel-
nen Patienten beachtet werden. In die-
sem Punkt sieht Köhler auch das un-
abhängige Institut für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen (IQWiG) kritisch. Zwar lautet des-
sen Auftrag, Nutzen, Qualität und 
auch die Wirtschaftlichkeit medizini-
scher Maßnahmen für die Patienten 
zu vergleichen und zu beurteilen. 
„Doch gerade das Kriterium der Le-
bensqualität spielt dabei oftmals nicht 
die zentrale Rolle, wie ihr nach Mei-
nung der Patientenvertreter zukommt“, 
sagt Michael Köhler. Schon bei der For-
mulierung und der Festlegung der in-
haltlichen Schwerpunkte der Aufträge 
des G-BA an das IQWiG zur wissen-
schaftlichen Bewertung des jeweiligen 
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medizinischen Sachstandes, können 
die Patientenvertreter wesentliche Ge-
sichtspunkte einbringen. Ihre Erfah-
rungen helfen so, Lücken und Defizite 
aus Patientensicht zu schließen. Damit 
nehmen die beteiligten Selbsthilfeor-
ganisationen chronisch kranker und 
behinderter Menschen über ihren Ver-
treter Einfluss auf die beauftragten 
Untersuchungen und letztendlich auf 
zukünftige Entwicklungen und Be-
wertungen. 

Qualitätssicherung im  
Gesundheitswesen
Nach dem Willen des Gesetzgebers 
wird derzeit noch ein weiteres wissen-
schaftliches Institut aufgebaut, das 
dem G-BA zuarbeiten soll: Das Institut 
für Qualitätssicherung und Transpa-
renz im Gesundheitswesen (IQTiG). 
Seine Aufgabe: Maßnahmen zur Qua-
litätssicherung im Gesundheitswesen 
erarbeiten und Untersuchungen zur 
Versorgungsqualität erstellen – fach-
lich unabhängig. In einer Stellungnah-
me an die Regierungskoalition forderte 
der Paritätische Gesamtverband: „In 
den Gremien der Stiftung und des In-
stituts muss die Patientenvertretung 

von Beginn an mit Sitz und Stimme 
beteiligt sein. Dafür müssen die Pati-
entenvertretungen im Hinblick auf 
personelle und zeitliche Ressourcen 
vergleichbar mit den Leistungserbrin-
gern und ihren Verbänden ausgestattet 
sein.“ Inzwischen ist das IQTiG ge-
gründet – doch ohne Patientenvertre-
tung. „Weltweit werden Qualitätssiche-
rungssysteme vom Nutzer, das heißt 
dem Patienten her konzipiert. Doch in 
Deutschland wollen Kostenträger und 
Leistungserbringer anscheinend unter 
sich bleiben“, gibt Köhler zu bedenken. 

Patientenvertreter müssen  
besser unterstützt werden
Um der Patientensicht zumindest im 
Arbeitsalltag des G-BA zu mehr Ge-
wicht zu verhelfen, fordert er, die 
„Stabstelle Patientenvertretung“ im 
G-BA personell aufzustocken. Sie orga-
nisiert nicht nur die direkte Unterstüt-
zung der insgesamt über 200 Patien-
tenvertreterinnen und -vertreter, son-
dern gestaltet und organisiert qualifi-
zierte Fortbildungen für die Patienten-
vertretung und ihre Arbeit in den 
Gremien des G-BA. „Diese speziellen 
Fortbildungen sind sehr hilfreich, um 

eine qualifizierte Patientenvertretung 
zu gewährleisten“, meint Köhler. Dar-
um sollten diese Angebote unbedingt 
weitergeführt und ausgebaut werden. 
Den Bedarf belegen auch die Ergebnis-
se einer Umfrage der Deutschen Ar-
beitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen 
(DAG SHG). Sie befragte ihre Mitglie-
der, die Patientinnen und Patienten in 
Gesundheitsgremien auf Bundes- und 
Landesebene vertreten. Über die Hälf-
te meinte, ihre Positionen und Erfah-
rungen nicht so einbringen zu können 
wie beabsichtigt. Schulungen helfen, 
sich aktiv zu beteiligen und einbringen 
zu können. Köhlers Einschätzung: 
„Prinzipiell haben alle das gleiche Re-
derecht, doch man muss sich das Wort 
auch nehmen können.“ 

Gisela Haberer

FORUM chronisch kranker und 
behinderter Menschen im Paritätischen
Kontakt: Dr. Wolfgang Busse 
Der Paritätische Gesamtverband 
Telefon: 030/24636-321
E-Mail: selbsthilfe@paritaet.org
www.selbsthilfe.paritaet.org

Der Mediziner Dr. Michael Köhler ist Vorsitzender der 
Deutschen Patientenliga Atemwegserkrankungen und  
stellvertretender Sprecher des FORUMs chronisch  
kranker und  behinderter Menschen im Paritätischen.  
Als solcher engagiert er sich auch im Gemeinsamen  
Bundesausschuss für die Belange von Patientinnen  
und Patienten. 
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„Wir müssen es schaffen, die Potenz 
der Selbsthilfe in Politik umzusetzen“

Herr Professor Rosenbrock, stehen Pati-
entenorientierung und Wirtschaftlichkeit 
überhaupt im Widerspruch? Oder ist das 
eine gar Voraussetzung für das andere? 

Professor Dr. Rolf Rosenbrock: Ein pa-
tientenorientiertes Versorgungssystem 
würde sicher dazu führen, dass das 
Gesundheitssystem insgesamt wirt-
schaftlicher wird. Es kann viel wegge-
lassen werden, ohne die Versorgung zu 
gefährden oder zu verschlechtern. Und 
andererseits könnten die Versorgungs-
qualität sowie die Lebensqualität der 
Patientinnen und Patienten mit etli-
chen kleinen Maßnahmen, die nicht 
viel kosten, entscheidend verbessert 
werden. Wenn wir uns für die Stär-
kung der Rolle der Patienten im Ge-
sundheitssystem einsetzen, dann hat 
das allerdings keine primär wirtschaft-
lichen Gründe, sondern vor allem hu-
manitäre. 

Die scheinen in der aktuellen Gesund-
heitspolitik aber nicht immer ganz oben 
auf der Tagesordnung zu stehen ...

Das Gesundheitswesen in Deutsch-
land ist einerseits sehr krankheits-, 
medizin- und arztzentriert. Und ande-
rerseits eine der größten Branchen un-
serer Volkswirtschaft mit einem Um-
satz von über 300 Milliarden Euro pro 
Jahr. Die allermeisten Akteure vertre-
ten dabei ihre eigenen wirtschaftlichen 
Interessen. Das hat mehrere, für die 
Patienten ungünstige Konsequenzen. 
Zum einen sind nur wenige der Insti-
tutionen in erster Linie an der besten 
Versorgung der Patientinnen und Pati-
enten orientiert, sondern vielmehr an 

ihrem eigenen wirtschaftlichen Wohl-
ergehen. Das führt insgesamt dazu, 
dass der Umgang mit Gesundheit  
und Krankheit immer stärker unter  
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten betrachtet wird. Der Patient wird in 
mögliche Leistungen zerlegt, die mit 
Eurobeträgen hinterlegt werden, und 
was dabei herauskommt, ist nicht  
unbedingt eine optimale Versorgung, 
sondern eine Optimierung der  
Ertragslage der einzelnen versorgen-
den Akteure.  

Die Patienten werden nach rentablen und 
unrentablen Diagnosen unterschieden ...

Das ist eine der Konsequenzen, dass 
die gesetzlichen Krankenversicherun-
gen infolge der Defizite in der Morbi-
ditätsorientierung des Risikostruktur-
ausleichs eher daran interessiert sind, 
junge, gesunde Bankangestellte zu 
versichern als ältere Menschen mit 
mehreren oft chronischen Erkrankun-
gen.  Deshalb kommen wir auch mit 
der fach- und institutionenübergreifen-
den Versorgung chronisch kranker 
Menschen nicht wirklich voran. 
An der guten Versorgung chronisch 
kranker Menschen haben weder die 
Kassen ein ökonomisches Interesse – 
das Interesse wäre viel eher, dass diese 
Patienten die Kasse wechseln. An  
deren Versorgung hat auch der einzel-
ne niedergelassene Arzt kein gesteiger-
tes Interesse, weil sie öfter kommen, 
als es für ihn ökonomisch günstig ist. 
Und auch das Krankenhaus nicht,  
sodass die wichtigste und teuerste  
Patientengruppe, also jene 20 Prozent 
der Bevölkerung, die unter chroni-

schen Krankheiten leiden, nicht wirk-
lich dem Stand der medizinischen Mög-
lichkeiten entsprechend versorgt wird. 
Vielmehr haben wir da das Phänomen, 
das wir schon im Sachverständigenrat 
für das Gesundheitswesen im Jahr 2001 
diagnostiziert haben, nämlich das  
Nebeneinander von Über-, Unter- und 
Fehlversorgung. Was immer noch fehlt, 
ist die angemessene Würdigung der 
Perspektive der Patienten auf das Ver-
sorgungssystem und die Möglichkeit, 
dieses Versorgungssystem und die Ver-
sorgungsleistungen nach den daraus 
folgenden Kriterien zu gestalten und zu 
steuern. 

Eine Problematik bei der Vertretung von 
Patienteninteressen ist wahrscheinlich  
die Tatsache, dass niemand längerfristig  
Patient sein möchte, was es doch sicher 
nicht leicht macht, eine kontinuierliche 
Interessenvertretung hinzubekommen, 
und was die Bedeutung der Selbsthilfe-
organisationen und der Einrichtungen der 
Gesundheitsversorgung im Paritätischen 
unterstreicht ... 

Unbedingt. Patient sein ist in der Regel 
ein vorübergehender Zustand. Deshalb 
ist es unmöglich, so etwas wie eine  
Patientengewerkschaft zu gründen. 
Auch chronisch kranke Menschen 
sind ja nicht dauerhaft Patienten. Aber 
sie haben aufgrund der Kontinuität  
ihrer Betroffenheit einen besonders 
scharfen und erfahrungsgesättigten 
Blick auf das System. Deshalb hat der 
Gesetzgeber ja auch zu Recht entschie-
den, dass zum Beispiel im Gemeinsa-
men Bundesausschuss die maßgebli-
chen Organisationen der Selbsthilfe als 

Das Gesundheitswesen in Deutschland wird immer mehr zur Gesundheits-
wirtschaft umgebaut, in der mit Krankheit Rendite erwirtschaftet werden 
soll. Das Wohl der Patientinnen und Patienten droht zunehmend aus dem 
Blick zu geraten – auch wenn Gesetzestitel wie Patientenrechtegesetz einen 
anderen Eindruck erwecken mögen. Eine starke Vertretung der Patientinnen 
und Patienten zu organisieren, das ist aus Sicht des Verbandsvorsitzenden 
Professor Dr. Rolf Rosenbrock eine ganz zentrale Aufgabe des Paritätischen.



die authentischen Vertreter der Patien-
tenperspektive akzeptiert werden. Aber 
wir sehen, dass die Kraft dieser Akteure 
bei der Systemgestaltung und Steue-
rung viel zu schwach ist.  Sie haben ja 
auch in den Gremien allenfalls eine  
beratende Stimme. Gegen die Tatsache, 
dass das Versorgungssystem vor- 
wiegend wirtschaftlich orientiert ist, 
kommt die Sichtweise der Patienten nur 
schwer an.

Diese Lobby zu stärken ist aber auch eine 
wichtige Aufgabe des Paritätischen. 

In der Tat, der Paritätische mit seinem 
FORUM chronisch kranker und behin-
derter  Menschen ist ohne Zweifel eine 
der stärksten und erfolgreichsten  
Interessenvertretungen der Patienten 
im Gesundheitsbereich. Wir haben bei 
uns im Verband Hunderte von  
verschiedenen Krankheitsbildern in 
Selbsthilfegruppen und Selbsthilfe- 
organisationen vertreten. Hinzu kom-
men noch die vielen Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen. 
Die Freie Wohlfahrtspflege und der  
Paritätische insbesondere tragen daher 
eine große Verantwortung, sich für 
eine humanere und wirksamere  
Patientenversorgung zu engagieren, 
die mehr ist als bloße Medizin.

Wo besteht da aus ihrer Sicht der drin-
gendste Handlungsbedarf?

Es wäre sicher schön, wenn alle Orga-
nisationen der Selbsthilfe und der In-
teressenvertretung der Patienten eine 
gemeinsame Plattform der Willens-
äußerung hätten und so ihre politische 
Einflussnahme stärker bündeln könn-
ten. Das kollidiert jedoch bislang mit 
der Tatsache, dass auf der anderen Sei-
te und gerade im Paritätischen das 
Prinzip der Vielfalt und der Unabhän-
gigkeit der Organisationen auch eine 
immens wichtige Rolle spielt. Diese 
beiden Prinzipien ins Gleichgewicht 
zu bringen, um die Patientenlobby zu 
stärken, ist sicher eine wichtige Zu-
kunftsaufgabe. Wir müssen dahin  
kommen, dass medizinische und sozi-
ale Versorgung als Einheit gesehen 
werden und sich diese Sichtweise auch 
in der Gestaltung und Steuerung des 
Gesundheitssystems niederschlägt. 
Sowohl im Gesundheitsausschuss als 
auch im Gesundheitsministerium 
kann man nicht davon ausgehen, dass 
die dort mit politischen Entscheidun-
gen befassten Akteure zwingend über  
einen besonders ausgeprägten Sach-
verstand im Hinblick auf medizinische 
und psychosoziale Fragen ausgestattet 
sind. Umso stärker sind diese Akteure 

aber offen für Einflusspolitik aus der 
Ärzteschaft und der Pharmaindustrie. 
Auch für professionelle Gesundheits-
politiker ist Gesundheitspolitik immer 
noch weithin Krankenversorgungs- 
und Medizinpolitik, und die wird in 
dieser Sichtweise am ersten authen-
tisch von Ärzten artikuliert. Durch die-
se Verengung des Blickwinkels geraten 
wichtige Aspekte gerade der psychoso-
zialen Versorgungsnotwendigkeiten 
aus dem Blickfeld. Und es ist unsere 
Aufgabe als Verband mit all seinen Or-
ganisationen der Gesundheitsselbst-
hilfe und der Behindertenhilfe immer 
wieder diese anderen Aspekte in die 
Politikprozesse einzuspeisen und auch 
der Öffentlichkeit zu vermitteln. Zu-
mal es, wie wir wissen, Aspekte sind, 
die von der breiten Bevölkerung genau-
so gesehen werden. Wir müssen es 
schaffen, die Potenz der Selbsthilfe in 
Politik umzusetzen. Das ist bislang lei-
der noch nicht gelungen. 

Ein anderer wichtiger Aspekt sind die  
Patientenrechte. Hier haben wir ja 2013 
ein neues Gesetz bekommen. Sind sie da-
mit zufrieden? 

Nur bedingt. Leider konnten wir uns 
nicht mit unserer Forderung nach  
einem Härtefallfonds durchsetzen. 
Dieser ist aber immens wichtig, um 
geschädigte Patienten in den oft Jahre 
dauernden Auseinandersetzungen mit 
Ärzten, Kliniken und Pharmafirmen 
zu unterstützen. Ein weiterer Punkt, 
den wir am Patientenrechtegesetz  
kritisieren, ist die Tatsache, dass die 
Entscheidungsassistenz für Menschen 
mit Behinderung noch nicht gemäß 
den Vorgaben der UN-Konvention für 
die Rechte von Menschen mit Behinde-
rung gelöst worden ist. Das Gesetz 
sieht immer noch Entscheidungen an-
stelle eines angeblich entscheidungs-
unfähigen Menschen vor und schöpft 
bei Weitem nicht die Möglichkeiten 
der Entscheidungsassistenz aus. Das 
ist aber ein ganz zentraler Punkt, wenn 
wir darüber reden, die Rechte von  
Patienten zu stärken. Da dürfen Men-
schen mit Behinderung nicht außen 
vor bleiben. 

Die Fragen stellte Ulrike Bauer
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Professor Dr. Rolf Rosenbrock, Gesundheitswissenschaftler und Vorsit-
zender des Paritätischen Gesamtverbands, im Interview: „Der Pariätische 
mit seinem FORUM chronisch kranker und behinderter Menschen ist 
ohne Zweifel eine der stärksten und erfolgreichsten Interessenvertre-
tungen der Patienten.“� Foto: Denise Zimmermann
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Erich Grohmann erinnert sich: 
„Als ich vor zehn Jahren die Dia-
gnose Darmkrebs erhielt, an ei-

nem Rektum-Karzinom operiert wer-
den musste, Chemo- und Strahlenthe-
rapie zu absolvieren hatte und zeitwei-
lig ein Stoma, also einen künstlichen 
Darmausgang hatte, wusste ich nicht, 

mit wem ich mich über meine Erkran-
kung hätte unterhalten können. Dann 
sah ich ein Plakat von der ILCO.“ 
Erich Grohmann, heute 64, vermisste 
damals im Krankenhaus ein Gespräch 
mit einem Gleichbetroffenen. Heute 
steht der Rentner selbst Menschen mit 
einem künstlichen Darm- oder Blasen-

Neuen Lebensmut gewinnen
Die Deutsche ILCO unterstützt Stoma-Patienten auch in Reha-Kliniken

Seit mehr als 40 Jahren setzt sich der Verein Deutsche ILCO für die  
Interessen von Menschen mit Stoma oder Darmkrebs ein. Lag der Fokus 
der Selbsthilfeorganisation zunächst auf der Unterstützung der Erkrank-
ten während ihrer Akutversorgung im Krankenhaus sowie auf Alltags-
fragen zum Leben mit der Erkrankung nach der Entlassung, sind selbst 
betroffene Mitglieder der Solidargemeinschaft ehrenamtlich zunehmend 
auch für Betroffene in kooperierenden Rehakliniken aktiv.

Erinnerungsfoto vom Jahrestreffen der jünge-
ren ILCO-Mitglieder im Alter plus/minus 35

ausgang sowie Darmkrebspatienten 
ohne Stoma als Ansprechpartner zur 
Verfügung – und ist seit 2014 Vorsit-
zender des Bundesverbandes der Deut-
schen ILCO.
Im Turnus von drei Wochen kommt 
der Bonner in die Knappschafts- und 
die Niederrhein-Kliniken nach Bad 

Foto: ILCO 
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Neuenahr. „Im Unterschied zu der 
Zeit direkt nach einer Operation, wo 
die Betroffenen ihre Fragen oft noch 
gar nicht äußern können, haben sie in 
der Reha schon Erfahrungen, was sie 
essen können, welche Medikamente 
sie nicht vertragen, welche Verände-
rungen sich in ihrem Alltag ergeben 
haben“, sagt Erich Grohmann. Etliche 
Stoma-Träger leiden unter dem gesell-
schaftlichen Tabu, das mit ihrer Behin-
derung verbunden ist. Selbst im Fami-
lienkreis mögen einige dies verheimli-
chen. Dabei, so Erich Grohmann „sieht 
man es Frauen und Männern in der 
Regel schon lange nicht mehr an, wenn 

sie mit einem Stoma leben. Sogar 
Schwimmen ist möglich.“ Ein mit den 
modernen Hilfsmitteln sicher versorgter 
Stomaträger kann wieder ein selbstbe-
stimmtes Leben führen und sich am 
gesellschaftlichen Leben beteiligen, so 
Grohmann: „Geruchsbildung – das ist in 
der Regel eine Einbildung, die wohl aus 
Scham oder Angst vor Ablehnung resul-
tiert.“ Doch auch wenn dem so ist: Die 
Behinderung betrifft nun mal den In-
timbereich – und so kann sie auch Aus-
wirkungen auf das Sexualleben haben. 
Daher heißt es für nicht wenige Stoma-
träger, einen neuen Umgang mit ihrer 
Sexualität und ihren Partnern/� > 

Kooperationen wie die zwischen ILCO 
und Rehakliniken zu fördern, das ist 
auch Aufgabe des 2009 gegründeten 
bundesweiten Netzwerks „Selbsthilfe-
freundlichkeit und Patientenorientie-
rung im Gesundheitswesen“.

Das Netzwerk in Trägerschaft des  
Paritätischen Gesamtverbands unter-
stützt Krankenhäuser, Rehabilitati-
onskliniken und Arztpraxen, eine 
tragfähige und stabile Zusammenar-
beit mit der Selbsthilfe aufzubauen. 
Grundlage für diese Arbeit bildet das 
gemeinsam von Akteuren der Selbst-
hilfe und Vertretern von Gesund-
heitseinrichtungen entwickelte und 
erprobte Konzept „Selbsthilfefreund-
lichkeit als Qualitätsmerkmal“. Da-
hinter verbirgt sich ein Praxisleit- 
faden, mit dem Gesundheitseinrich-
tungen ihre bisher häufig nur punk-
tuell gepflegten Kontakte zur Selbst-
hilfe systematisch und strukturiert 
ausbauen oder neu gestalten können. 
Entscheidet sich eine Gesundheits-
einrichtung dazu, selbsthilfefreund-
lich zu werden, verpflichtet sie sich, 
selbsthilfefreundliche Strukturen in 
der gesamten Einrichtung zu schaf-
fen und vorhandene Barrieren für  
das freiwillige Engagement der Selbst-
hilfe im Haus abzubauen. Anhand 
definierter Qualitätskriterien werden 

alle Maßnahmen und Aktivitäten im 
Rahmen der Zusammenarbeit vor Ort 
gemeinsam von der Gesundheitsein-
richtung und den Vertretern der 
Selbsthilfe sowie der örtlichen Selbst-
hilfekontaktstelle geplant, entwickelt 
und nachbereitet. So entsteht eine  
Kooperation auf Augenhöhe, durch 
die das Erfahrungswissen der Selbst-
hilfe unmittelbar in die Versorgung 
der Patientinnen und Patienten vor 
Ort einfließen kann. Selbsthilfe-
freundlichkeit fördert damit die  
Patientenorientierung einer Einrich-
tung. Das Netzwerk stellt den Mitglie-
dern für diesen Prozess  eine umfang-
reiche Arbeitshilfe zur Verfügung.
Mittlerweile sind mehr als 70 Mitglie-
der des Netzwerks aktiv mit dem Kon-
zept „Selbsthilfefreundlichkeit als 
Qualitätsmerkmal“ beschäftigt. Zwölf 
Krankenhäuser und Rehakliniken hat 
das Netzwerk seit 2013 als „selbsthil-
fefreundliche Klinik“ ausgezeichnet.

Nähere Informationen gibt es auf
www.selbsthilfefreundlichkeit.de.

Kontakt: 
Antje Liesener, Leiterin
der Bundeskoordinationsstelle
Tel.: 030/24636-339
E-Mail: selbsthilfefreundlichkeit
@paritaet.org

Netzwerk Selbsthilfefreundlichkeit und  
Patientenorientierung im Gesundheitswesen
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Partnerinnen zu entwickeln. Was geht, 
was nicht? Das gilt es neu zu entdecken.

Gut informiert zurück in den Alltag
Bei den Gesprächen mit Gleichbetrof-
fenen, so Maria Hass, geht es vor allem 
um Informationsvermittlung, aber 
auch um Erfahrungen. „Die Teilneh-
mer in den Reha-Kliniken sollen die 
Möglichkeit erhalten, Antworten auf 
ihre Fragen zum Alltagsleben mit der 
Krankheit, den Therapien und mögli-
chen Therapiefolgen zu bekommen“, 
erklärt die Referentin für Öffentlich-
keitsarbeit und Sozialpolitik der Deut-
schen ILCO. Gleichbetroffene könnten 
„durch das eigene Beispiel wirklich 
glaubwürdig und überzeugend Lebens-
mut vermitteln.“ 
In einem Vortrag beim Deutschen 
Krebskongress vom Februar dieses 
Jahres stellte Hass das ILCO-Engage-
ment in Reha-Kliniken vor: Von Selbst-
betroffenen geleitete regelmäßige 
Gesprächsrunden bieten Unterstüt-
zung für Mitbetroffene durch psychi-
sche Unterstützung, Informationen 
und Erfahrungen zum Leben mit der 
Krankheit und/oder dem Stoma sowie 
Informationen über Möglichkeiten 
und Unterstützung durch Professio-
nelle. Ziel ist, dass Betroffene leichte-
ren Herzens und gut informiert zu-
rück in den Alltag gehen. In einem 
Fragebogen können Teilnehmer die 
Gesprächsrunden bewerten. Eine erste 
Auswertung zeigt, wie positiv diese 
Möglichkeit der Information und des 
„Gesprächs unter sich“ beurteilt wer-
den. Denn trotz einer vor über zehn 
Jahren gemeinsam mit Fachleuten er-

arbeiteten ILCO-Reha-Leitlinie und ei-
ner Selbstverpflichtung der über 60 
Kliniken, die mit der ILCO zusam-
menarbeiteten, schienen noch viele 
Patienten nicht zufrieden. „Nach und 
nach verbesserten sich aber die gene-
rellen Ergebnisse“, sagt Maria Hass. 
Mit immer größer werdendem Erfolg: 
In 2009 entwickelte die Deutsche ILCO 
gemeinsam mit ärztlichen Leitern von 
Rehakliniken Kriterien für eine ver-

bindliche Kooperation von ILCO und 
Reha-Kliniken. 33 Nachsorge-Einrich-
tungen mit einer Spezialisierung für 
Stoma- und/oder Darmkrebs-Patienten 
haben diese bereits unterzeichnet. 

Schulung in Seminaren
Neben ihren eigenen Erfahrungen mit 
Operationen, Strahlenbehandlung 
oder Chemotherapie werden von den 
ehrenamtlichen Moderatorinnen und 
Moderatoren der Gesprächsrunden 
„eine positive Einstellung zum Leben, 
die Fähigkeit gut und verständnisvoll 
zuhören zu können und das Interesse 
an anderen Menschen und deren 
Wohlergehen“ vorausgesetzt. 
Geschult werden sie außerdem von der 
ILCO in Seminaren, zum Beispiel „IL-
CO-Gesprächsrunden in Reha-Kliniken“ 
und „Fit für Gespräche mit Betroffenen“. 
Weiterhin wichtig ist das Wissen aus den 
ILCO-Broschüren wie zum Beispiel 
„Darmkrebs – die Operation und Aus-

wirkungen“ oder „Lust zum Leben – 
Erfahrungen von Stomaträgern“. 

Erfahrungsberichte im Info-Heft
„Als 66-jähriger Stoma-Träger laufe ich 
seit sieben Jahren mit einer Colosto-
mie (künstlicher Darmausgang) her-
um und fühle mich dabei sehr wohl. 
Zunächst mal: Jeder Krankheit sollte 
man eine positive Einstellung gegen-
überstellen. Denn es hätte ja viel 
schlimmer kommen können“, schreibt 
im ILCO-Informationsheft „Lust zum 
Leben – Erfahrungen von Stomaträ-
gern“ ein Betroffener. „Für mich be-
deutete das Anlegen einer Urostomie 
(künstlicher Blasenausgang) das Ende 
einer mich sehr belastenden Inkonti-
nenz“ eine Betroffene. „Weil meine 
Behinderung nicht sichtbar ist, werde 
ich nicht sofort in eine Schublade ge-
schoben und kann relativ normal le-
ben. Aber ich habe auch entdeckt: Dies 
ist mein Leben. Dies ist mein Weg. 
Aber ich kann nicht erwarten, dass mei-
ne Mitmenschen meinen Weg, mein 
Leben und mein Leiden verstehen.“
Neben den Gesprächsrunden in Reha-
Kliniken bietet die Deutsche ILCO Be-
troffenen auch Unterstützung am Te-
lefon, Besuche vor oder nach Operati-
onen im Krankenhaus oder in Einzel-
fällen auch zu Hause an. Auch Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Bundesgeschäftsstelle der ILCO be-
antworten montags bis donnerstags 
Fragen rund um die Themen „Leben 
mit Darmkrebs“ oder „Leben mit  
Stoma“ unter der Telefonnummer 
0228/338894-50.

Corinna Willführ

Dies ist mein Leben. 
Dies ist mein Weg. 

Die  Selbsthilfeorganisation Deutsche ILCO e. V. –
Bundesverband  wurde 1972 von Dr. Konrad Arnold 
gegründet. ILCO steht als Abkürzung für die lateini-
schen Bezeichnungen Ileum = Dünndarm und Colon 
= Dickdarm. 
Der gemeinnützige Verein mit Sitz in Bonn und elf 
Landesverbänden hat heute über 8.000 Mitglieder 
in  etwa 300 ILCO-Gruppen. Rund zwei Drittel der 
Mitglieder sind oder waren selbst Träger eines künst-
lichen Darmausgangs oder einer künstlichen Harnab-
leitung beziehungsweise sind Männer und Frauen mit 
der Diagnose Darmkrebs. Fast  800 freiwillige Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter der unter anderem von 
der Deutschen Krebshilfe geförderten Selbsthilfeor-
ganisation stehen jährlich rund 20.000 Stoma-Patien-
ten und ihren Angehörigen mit Gesprächsangeboten 
und Infomation zur Seite. Die Zahl der Stoma-Träger 
wird derzeit in Deutschland auf weit über 100.000 
Männer und Frauen geschätzt. 
Kontakt: 
Deutsche ILCO e. V.
Tel.: 02228/33889450
E-Mail: info@ilco.de
www.ilco.de

Die Deutsche ILCO – Zahlen, Daten, Fakten
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Seit er 1989 erstmals erkrankte, hat 
Jan Kramer* viele Wochen und 
Monate in der Psychiatrie ver-

bracht. In viele Metaphern verpackt 
beschreibt der großgewachsene, freund-
liche Mann ein Martyrium unter Medi-
kamenten, die ihn nicht ruhig, son-
dern total hibbelig machten. „Stellen 
Sie sich vor“, erklärt der 47-Jährige sei-
ne medizinisch gesprochen paradoxe 
Reaktion, „Sie sind wie ich winterhart 
und wach und werden an eine Stark-
stromsteckdose angeschlossen.“ Nach 
über 20 Jahren Psychopharmaka ent-
schied er: Das machst du so nicht 
länger mit. Doch sein gesetzlicher 
Betreuer, dem auch die Gesundheits-
vorsorge oblag, stimmte dem Vorha-
ben, die Medikamente zu reduzieren, 
nicht zu. So kam für Jan Kramer nur 
ein Betreuerwechsel in Frage. Doch 
schon die dazu notwendige richter-

liche Anhörung traute er sich nicht zu 
– bis er von der Berliner Beschwerde- 
und Informationsstelle Psychiatrie 
(BIP) erfuhr.
Seit Ende 2010 unterstützt und berät 
diese Patientinnen und Patienten wie 
Jan Kramer, aber auch Angehörige und 
Mitarbeiter psychiatrischer Einrich-
tungen. Allen gemeinsam ist: Sie sind 
mit der Behandlung unzufrieden, er-
kennen fachliche Mängel oder sehen 
gar persönliche Rechte verletzt. 

„Eine wilde Mischung“
Es geht um ein breites Spektrum an 
Klagen: Fehlende Aufklärung, fragwür-
dige Diagnosen, Zwangsunterbringung 
und Fixierung gehören ebenso dazu 
wie Probleme mit Kostenträgern. Man-
che Betroffene schreiben nur eine Mail 
und lassen dann nie wieder von sich 
hören, andere stehen aufgebracht vor 
dem Büro und müssen über einen län-
geren Zeitraum intensiv begleitet wer-

den. „Wir haben wirklich eine wilde 
Mischung“, sagt Petra Rossmanith, 
„Ersterkrankte sind ebenso darunter 
wie Menschen mit langer Psychiatrie-
geschichte.“
Die Leiterin des BIP kannte den Bedarf 
für ein solche Einrichtung schon län-
ger. Zu oft hatte die Diplom-Pädagogin 
erlebt, wie schwierig es gerade für ei-
gensinnigere Menschen ist, einen Zu-
gang zum Hilfesystem zu fi nden. „Und 
ich bin vielen Wohnungslosen begeg-
net“, erzählt sie, „die nach schlechten 
Erfahrungen mit Ärzten oder Pfl ege-
personal nie wieder Hilfe annehmen 
wollten.“

Jede Mitteilung ernst nehmen
Das Erste, was Petra Rossmanith bei 
einer Beschwerde zu tun hat, ist: jede 
Form der Mitteilung ernst nehmen. 
Auch wenn sie nur einen kurzen ano-
nymen Brief erhält, wird geprüft, ob 
stichhaltige Hinweise enthalten sind. 

Beschwerden können helfen, 
manches zu verbessern 

Es sind nicht nur Einzelfälle: 
Immer wieder leiden 
Patienten mit psychiatrischen 
Erkrankungen unter der 
Therapie oder sehen sich 
entrechtet. Damit mögliche 
Fehler aufgeklärt und 
künftig vermieden werden 
können, gibt es in Berlin 
die Beschwerde- und 
Informationsstelle 
Psychiatrie, getragen 
von Gesundheit Berlin-
Brandenburg e. V. Jeden 
Monat gehen dort 30 bis 
40 Beschwerden ein.

* Name geändert

Zuhören, die Erfahrung der Klienten ernst nehmen und 
Wege aufzeigen: BIP-Leiterin Petra Rossmanith (l.) im Gespräch.
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Rufen Betroffene an oder kommen vor-
bei, gilt es, sich den Fall schildern zu 
lassen – falls nötig, auch sehr ausführ-
lich. „Das ist wichtig, weil sich viele in 
ihrer Erfahrung nicht segmentieren 
lassen wollen.“ Dann geht es darum, 
die Anliegen zu klären und zu sortie-
ren. Damit es nicht zu komplex wird, 
werden nie mehr als zwei Beschwerde-
punkte gleichzeitig bearbeitet. 

Fachwissen und Empathie
Um einen guten Job zu machen, 
braucht das vierköpfige Team, das sich 
zweieinhalb volle Stellen teilt, natür-
lich Fachwissen und Empathie. Zu-
sammen arbeiten sie trialogisch, das 
bedeutet: Unter den Mitarbeitenden 
gibt es selbst Psychiatrie-Erfahrene, 
Angehörige sowie eine Kollegin mit 
Psychiatrie-bezogenem professionel-
len Hintergrund. Und vor allem uner-
lässlich: die permanente Rückbesin-
nung auf die eigene Rolle. „Wir arbei-
ten zwar parteilich für die Klienten, 
aber wir dürfen nicht zum Spielball 
werden“, erläutert die Leiterin. Nie dür-
fe es darum gehen, zum Beispiel etwas 
für medizinisch richtig oder falsch zu 
erklären. Stattdessen brauche man Di-
stanz, um Handlungsmöglichkeiten 
aufzuzeigen.   
Manche Klienten benötigen nur Infor-
mationen. Um sich sachlich zu orien-
tieren, bietet das BIP daher auch eine 
juristische und ärztliche Beratung, zu-
dem gibt es eine Sprechstunde für An-
gehörige und für Betroffene, die sich 
zum Beispiel kundig machen wollen, 
wie sie Selbsthilfeangebote sinnvoll 
nutzen können. Andere Hilfesuchende 
wollen aber auch tatkräftige Unterstüt-
zung. Die BIP-Mitarbeiterinnen schrei-
ben dann Briefe, suchen Einrichtun-
gen auf oder bieten Ärzten gemeinsa-
me Gespräche an.

Erfolgreiches Engagement 
Jan Kramer hatte in seiner Not vielerlei 
Unterstützung erbeten. Zunächst be-
gleitete ihn eine Mitarbeiterin vor und 
während der Anhörung, in der es um 
die weitere gesetzliche Betreuung ging. 
Ein erfolgreicher Einsatz, denn der Be-
treute konnte erläutern, dass es dafür 
keine zwingenden Gründe mehr gebe. 
Das Gericht folgte ihm und hob die 

Betreuung auf, sodass im nächsten 
Schritt ein Gespräch mit dem Psychia-
ter anstand. Doch allein die schriftli-
che Anfrage der BIP-Mitarbeiterin 
reichte aus, dass der Psychiater ein-
lenkte und die Dosis reduzierte. Für 
Jan Kramer eine riesige Erleichterung. 
Schließlich hatte er schon vor Augen, 
wie er, dereinst im Pflegeheim liegend, 
eine Medikation verpasst bekäme, ge-
gen die er sich nicht mehr würde weh-
ren können. „Ein Glück“, sagt er, „dass 
dieses Kapitel in meinem Leben gut 
ausgegangen ist.“

„Verhindern, dass anderen  
Ähnliches widerfährt“
Die Beschwerdeführer möchten aber 
nicht nur sich selbst ins Recht gesetzt 
sehen. „Die meisten wollen verhin-
dern, dass anderen Ähnliches wider-
fährt“, sagt Petra Rossmanith. Und 
tatsächlich können ihre Eingaben die 
Praxis verbessern. So hatte eine Patien-
tin bemängelt, in den Räumen einer 
Aufnahmestation hingen Kameras – 
eindeutig ein Verstoß gegen den Daten-
schutz. Nachdem das BIP die Kranken-
hausaufsicht informierte, wurde die 
Überwachung eingestellt. 
In einer anderen Einrichtung wieder-
um ertrug eine Frau nicht länger, dass 
Durchsagen für einzelne Patienten 
stets in allen Zimmern zu hören wa-
ren. „Nachdem wir diesen anonym ge-
meldeten Missstand weitergeleitet hat-
ten, bedankte sich der Chefarzt – weil 
es einen Impuls gab, der eine Ände-
rung auslösen konnte“, erzählt die BIP-
Leiterin. Und der Chefarzt ist kein Ein-
zelfall: „Viele Professionelle sind froh, 
weil sie Anstöße bekommen oder im 
Konflikt mit Patienten entlastet wer-
den.“ 

Beschwerdemanagement in  
Institutionen stärken
Für die vom Berliner Senat finanzierte 
Beratungsstelle ist das kein willkom-
mener Nebeneffekt, sondern Kernge-
schäft: Das BIP soll das Beschwerde-
management in Institutionen stärken 
und Patientenerfahrungen auch in 
politische Gremien einbringen.
Nicht immer gibt es greifbare Erfolge. 
Oft bleibt es vage, etwa wenn Petra 
Rossmanith ein Gespräch arrangiert, 

,einerseits zwischen einem Patienten, 
der fixiert wurde, nachdem er trotz 
deutlicher Ansagen, keine Tabletten 
nehmen zu wollen, der Ärztin die  
Medikamentenschachtel aus der 
Hand geschlagen hatte – und anderer-
seits der Ärztin, die den Patienten 
nicht kannte und sein Verhalten als 
fremdgefährdend einstufte, in der 
Ungewissheit, was darüber hinaus  
folgen würde. „Vielen Patienten erscheint 
diese situative Einschätzung der  
Gefährlichkeit willkürlich. Ist es mög-
lich, hier in den Austausch zu kom-
men und die gegenseitige Wahrneh-
mung der Situation nachzuvollziehen, 
kann das die Traumatisierung durch 
die Gewaltanwendung vielleicht ver-
hindern.“

„Das schönste Lob“
Wie komplex und dennoch lohnenswert 
die Arbeit ist, erfuhr Petra Rossmanith 
besonders bei einem von fast 700 Fäl-
len, die sie inzwischen bearbeitet hat. 
Eine von drei Schwestern, alle über 70, 
wurde vom Hausarzt in die Psychiatrie 
eingewiesen. Zwar hatte sie ein paar 
Aussetzer gehabt, aber weder war für 
sie die Einweisung nachvollziehbar 
noch das Bestreben des Krankenhau-
ses, eine gesetzliche Betreuung zu ver-
anlassen. Schnell kamen viele Missver-
ständnisse, Scheu und Protesthaltung 
zusammen, bis alles aufgeklärt und 
eine ambulante Versorgung organi-
siert werden konnte. Von einer der 
Schwestern stammt das schönste Lob, 
das Petra Rossmanith bisher erhalten 
hat. Auf einem kleinem Stück Papier 
steht unter anderem geschrieben: „In 
meiner Ohnmacht waren Sie die einzi-
ge Person, die zuhört, abgrenzt, stoppt, 
sortiert, engagiert ist, Stellen kennt, 
weiß, welche Worte wichtig sind (…). 
Vielen Dank, dass der Herrgott Sie ge-
funden hat!“ 

Bernd Schüler
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Informationsstelle Psychiatrie 
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Er war ein intensiver Mensch, in 
seinen Stärken wie in seinen 
Schwächen. Nun ist er tot. Am 

23. November starb Klaus Dörrie im 
Alter von 78 Jahren. 
39 Jahre, ein ganzes Berufsleben, war 
der gelernte Diplom-Sozialwirt beim 
Paritätischen Gesamtverband. Als  
Referent für Grundsatzfragen, Öf-
fentlichkeitsarbeit und Rehabilitation 
fing er 1960 an, wurde dann Ge-
schäftsführender Hauptreferent und 
1980 schließlich Hauptgeschäfts-
führer, eine Position, die er bis 1999 
bekleiden sollte. 
Seine Verdienste für die Wohlfahrts-
pflege in Deutschland und für die 
Menschen, die sie brauchen, sind he-
rausragend. 
Es ist keine Floskel und keinesfalls  
zu viel gesagt, wenn man feststellt:  
Die Parität war tatsächlich Klaus Dör-
ries Leben. Wer das Glück hatte, mit 
ihm zusammenarbeiten zu dürfen, 
erlebte einen sehr gebildeten und  
intellektuellen Chef, Kollegen oder 
Verbandsvertreter, der zugleich voller 
Empathie, Mitgefühl und Zugewand-
heit war, den immer auch und in  
erster Linie der Mensch interessierte, 
mehr als die Funktion, das Amt oder 
die Aufgabe.  

Vor allem persönliche Schicksale 
rührten ihn an
Wer ihn näher kannte, den konnte  
Dörries große Nähe zur Behinderten-
hilfe und zur Gesundheitsselbsthilfe 
nicht überraschen. Es waren immer 
und vor allem Schicksale, die ihn an-
rührten, auch fesseln konnten, die 
ihm Respekt abverlangten oder ihm 
auch imponierten in der Art und Wei-
se, wie Menschen sie bewältigten.  
Und er brachte viel für diese Men-
schen auf den Weg.  Mit großer Kraft 
engagierte er sich für die Entstehung 
der großen Soziallotterien Aktion 

Mensch – damals noch Aktion Sor-
genkind – und der Deutschen Fern-
sehlotterie der ARD, um finanzielle 
Hilfen sicherzustellen. Er öffnete den 
Wohlfahrtsverband für die Selbsthil- 
fe und gab dem Paritätischen damit 
sein ganz besonderes Gepräge. Mit 
der Gründung der wahrscheinlich 
ersten öffentlich geförderten Selbst-
hilfe-Kontakt- und Beratungsstelle 
Anfang der 1980er Jahre in Berlin war 
er einer derer, die den Weg ebneten 
für völlig neue Strukturen einer bür-
gerschaftlichen Wohlfahrtspflege.

Im besten Sinne liberal
Vor allem aber war Klaus Dörrie 
durch und durch Paritäter. Intoleranz 
– und wenn auch nur in Andeutun-
gen – war ihm zuwider. Genauso wie 
ihre Geschwister, die Ignoranz, die 
Besserwisserei und der Dogmatis-
mus. Klaus Dörrie war im wahren 
und besten Sinne liberal. Dörrie setz-

te immer auf den Dialog, und zwar 
einen echten Dialog, der immer die 
Möglichkeit in Betracht zog, zu irren 
und sich vielleicht korrigieren zu müs-
sen. Was die Fähigkeit zum Dialog an-
belangte, war Dörrie von häufig schier 
grenzenlos anmutender Geduld.

Überzeugt von der Kraft  
des Miteinanders
Dörrie glaubte an die Kraft des Mit
einanders. Positionen „durchdrücken“ 
oder von oben herab zu belehren waren 
nie sein Ding. Er führte Menschen zu-
einander und ließ so Ideen entstehen. 
Er konnte das, weil die Menschen ihm 
vertrauten. Er war Geburtshelfer für 
viele Initiativen unter unserem Dach.  
Vielfalt, Toleranz und Offenheit: Da-
für stand Klaus Dörrie.
Wir verdanken ihm sehr viel. Wir wer-
den ihn sehr vermissen.

Ulrich Schneider 

„… durch und durch ein Paritäter“
Zum Tode von Klaus Dörrie

Klaus Dörrie

Verbandsrundschau
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Die Sozialraumorientierung  
in der Pflege bietet Chancen, kann  
aber längst nicht alle Probleme lösen

Studien zufolge wird die Zahl der 
pflegebedürftigen Menschen in 
knapp zehn Jahren um etwa 50 

Prozent auf 3,4 Millionen gestiegen 
sein. Bewahrheiten sich diese Progno-
sen, werden dann 27 Millionen Men-
schen mindestens einen Pflegebedürf-
tigen in der Familie haben. Das ent-
spricht einem Gesamtbevölkerungsan-
teil von etwa 35 Prozent. Gleichzeitig 
schrumpft die Bevölkerung kontinu-
ierlich, weshalb für die Versorgung 
immer weniger personelle und finan-
zielle Ressourcen zur Verfügung ste-
hen werden. Entsprechend des Ziels 
ambulant vor stationär treibt die Politik 
den Ausbau der häuslichen Pflege vor-
an. Aber auch hier setzt die demogra-
fische Entwicklung Grenzen. Bereits 

heute werden etwa 60 Prozent der Pfle-
gebedürftigen von ihren Angehörigen 
versorgt. Dieser Anteil wird jedoch in 
Zukunft auch sinken.

Erschließung neuer Ressourcen
Damit pflegebedürftige Menschen so 
lange wie möglich im vertrauten Um-
feld bleiben können, müssen neue 
Konzepte gefunden werden. Hier bie-
ten die Sozialraumorientierung und 
der Fokus auf das Quartier vielverspre-
chende Alternativen. Die Erschlie-
ßungskonzepte firmieren unter vielen 
Begrifflichkeiten: Ob Gemeinwesen-, 
Quartiers- oder Lebensweltorientie-
rung – immer ist gemeint, dass soziale 
Dienstleister die vorhandenen Potenzi-
ale des räumlichen und sozialen Um-

felds nutzen und vorhandene Ressour-
cen aktivieren. Wichtige Prämisse ist 
dabei: Immer soll der pflegebedürftige 
Mensch mit seinen individuellen Be-
darfen und Wünschen im Mittelpunkt 
stehen.
Der Paritätische, so erklärte Professor 
Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des 
Paritätischen Gesamtverbandes, in sei-
ner Begrüßungsrede, unterstützt den 
Ansatz der Sozialraumorientierung – 
nicht nur, weil die Bevölkerungsent-
wicklung und der Fachkräftemangel 
zwingend neue Pflegearrangements 
erfordern. Sondern vor allem, weil da-
mit erhebliche Chancen für die Umset-
zung des Paritätischen Leitprinzips 
verbunden sind, dass die Pflegebedürf-
tigen ihren jeweiligen Erfordernissen 

Immer mehr pflegebedürftige Menschen und immer weniger Pflegekräfte 
und Angehörige, die für sie sorgen können – vor dem Hintergrund dieser 
demografischen Prognosen beschäftigte sich der Paritätische Pflegekon-
gress in Berlin mit der Frage, welche Chancen die Sozialraumorientierung 
bietet, um hilfsbedürftigen  Menschen möglichst lange das Leben im ver-
trauten Umfeld zu ermöglichen.

Verbandsrundschau

Professor Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands, Andreas Kaczynski, Vorstandsvorsitzender des Paritätischen
Landesverbands Brandenburg, und Kirsten Arthecker, Geschäftsführerin der Hamburgischen BRÜCKE – Gesellschaft für private Sozialarbeit e.V.
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entsprechend in ihrem sozialen Um-
feld vielfältige Angebote vorfinden. 
Andererseits sind aber, wie er betonte, 
viele Fragen, insbesondere zur Finan-
zierung, noch offen. 
Der Pflegekongress konzentrierte sich 
darauf, die Perspektiven, Methoden und 
finanziellen Rahmenbedingungen, aber 
auch die Grenzen dieses Konzepts zu  
beleuchten. Deutlich wurde dabei  
zweierlei: Sozialraumorientierung 
braucht klare Strukturen, und sie funk-
tioniert weder zum Nulltarif noch 
überall auf die selbe Art und Weise.

Konkretes Vorgehen: kleinschrittig  
und partizipativ
Professor Dr. Reinhold Knopp, Stadtso-
ziologe an der Fachhochschule Düssel-
dorf, und Ursula Kremer-Preiß vom 
Kuratorium Deutsche Altershilfe stell-
ten die begrifflichen Grundlagen und 
die strategischen Prinzipien des Kon-
zepte vor. Die Definition scheint zu-
nächst simpel: Ein „Sozialraum“ oder 
auch „Quartier“ ist ein geografisch ab-
gegrenzter Nahbereich mit je bestimm-
ten sozialen und ökonomischen Infra-
strukturmerkmalen. Darüber hinaus 
sind aber auch kulturelle Aspekte 
wichtig und vor allem, dass sich die 
Bewohnerinnen und Bewohner in „ih-
rem“ Viertel zu Hause fühlen. Dies 
deckt sich nicht immer mit kommuna-
len Gebiets- oder Bezirkseinteilungen. 
Die Identifizierung eines Sozialrau-
mes ist also nicht ganz einfach. 

Um Ressourcen und Defizite zu analy-
sieren, so legte Ursula Kremer-Preiß 
nahe, sollte bereits in der Sachstands-
erhebung kleinschrittig und partizipa-
tiv vorgegangen werden. Zur Einbin-
dung möglichst vieler Akteure emp-
fiehlt sie, über die sozialen Angebote 
hinaus sowohl die meist gut informier-
ten Dienstleister vor Ort – etwa Friseu- 
rinnen und Friseure oder Bäcker – wie 
auch die Bewohnerschaft frühzeitig zu 
beteiligen. Sie betonte: „Quartiersarbeit 
ist Netzwerkarbeit. Deshalb müssen 
möglichst bald Verbündete gefunden 
und Beziehungen geknüpft werden.“ 
Erst wenn diese Strukturen geschaffen 
seien, könne man sich der konkreten 
Umsetzung widmen. Dabei seien Bera-
tungsangebote und Maßnahmen zur 
Schaffung barrierefreier Wohnräume 
und Umfelder unverzichtbar. Auf dem 
Land sei es darüber hinaus aber oft 
auch nötig, neue Infrastrukturen aufzu-
bauen. Als Beispiele nannte sie „rollen-
de“ Supermärkte oder die turnusmäßig 
wechselnde Nutzung von Gemeinde-
häusern zum Beispiel durch Ärzte und 
andere Versorgungsangebote. 

Erweiterung des Aufgabenverständnisses
Reinhold Knopp und Ursula Kremer-
Preiß betonten, dass die Initiatoren 
auch intern einiges tun müssen, damit 
die oft enthusiastisch begonnenen Pro-
jekte nicht nach kurzer Zeit versanden. 
Quartiersorientierung bringe für die 
beteiligten Organisatoren ganz neue, 

über den üblichen Zuständigkeitsbe-
reich hinausgehende Aufgaben, für die 
das Personal entsprechend qualifiziert 
werden müsse. Ergänzend müssten zu-
dem die Arbeitsstrukturen so konzi-
piert werden, dass sie bereichsüber-
greifendes Handeln ermöglichen. Laut 
Soziologe Knopp muss die Ressourcen-
erschließung darüber hinaus an  
Gegenseitigkeit orientiert sein: „Zum 
Beispiel könnten stationäre Einrich-
tungen ihren Mittagstisch öffentlich 
zugänglich machen oder ihre Grün-
flächen für anliegende Kindertages- 
einrichtungen zur Verfügung stellen. 
Und sie könnten der Bewohnerschaft 
im Umfeld Kurzzeit- und Verhinde-
rungspflege anbieten, damit sie im  
Bedarfsfall im vertrauten Umfeld blei-
ben können.“

Best Practice: Beispiele aus  
München und Hamburg
Dr. Stefan Krämer von der Wüstenrot 
Stiftung beschrieb ein Projekt, bei 
dem eine Münchener Wohnungsge-
sellschaft die in ihren Siedlungen le-
benden alten Menschen regelmäßig 
aufsuchend beraten lässt. Sie koope-
riert dazu mit vor Ort ansässigen sozi-
alen Dienstleistern. Ziel ist, schon im 
Vorstadium einer Demenz passgenaue 
Hilfen zu vermitteln. Denn vor allem 
bei alleinlebenden Senioren werde die 
Erkrankung oft so spät erkannt, dass 
ein Verbleib in der eigenen Wohnung 
nicht mehr möglich sei. Dem soll 

Diskutierten über Chancen der Sozialraumorientierung in der Pflege 
sowie politische, finanzielle und strukturelle Voraussetzungen (von links): 
Jens Kaffenberger, Geschäftsführer des Sozialerbands VdK, Kirsten Töne 
(Leitung Fachbereich Soziales bei Alt und Jung Süd-West e. V.), Werner Hesse 
(Geschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands), Katrin Lange 
(Vorsitzende des Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit des 
Städte- und Gemeindebunds Brandenburg), Dr. Martin Schölkopf (Unter-
abteilungsleiter Pflegesicherung im Bundesministerium für Gesundheit). 

Verbandsrundschau
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durch frühzeitige Unterstützungs- 
angebote entgegengewirkt werden. 
Finanziert wird das vorgestellte Projekt 
aus Eigenmitteln der Gesellschaft.
Kirsten Arthecker, Geschäftsführerin 
der Hamburgischen Brücke, beschrieb 
am Beispiel des Vereins „Martini erle-
ben“ anschaulich den steinigen Weg 
einer Quartiersentwicklung von der eh-
renamtlichen Initiative zum professio-
nellen Management. Dabei zeigte sich, 
dass doch erheblich mehr Energie, Zeit 
und Geld nötig sind, als angenommen 
wurde. Elf Jahre hat es gedauert, bis das 
Anwesen eines ehemaligen Kranken-
hauses sowie die unmittelbar anschlie-
ßenden Gebäude und Gelände im 
Hamburger Stadtteil Eppendorf so er-
schlossen werden konnten, dass dort 
ein lebendiger, für alle Generationen 
zugänglicher und interessanter Sozial-
raum entstanden ist. 2009 konnte das 
Projekt dank einer Förderung durch das 
Deutsche Hilfswerk ein Quartiersbüro 
mit einer halben Personalstelle einrich-
ten. Den Eigenanteil tragen die Grün-
dungsmitglieder des Vereins.

Neue Finanzierungsmöglichkeiten  
durch Pflegenovelle
Regina Kraushaar, Leiterin der Abtei-
lung Pflegesicherung und Prävention 
im Bundesministerium für Gesund-
heit, erläuterte die neuen Finanzie-
rungsmöglichkeiten, die das vermut-
lich zum 1. Januar 2015 in Kraft treten-
de Erste Pflegestärkungsgesetz für den 
Ausbau ambulanter und sozialraum-
orientierter Konzepte im Pflegebereich 

schafft: Durch die Anhebung der Be-
träge für Alltagsbegleitung und haus-
wirtschaftliche Unterstützung, die 
Ausweitung des anspruchsberechtig-
ten Personenkreises und die teilweise 
Flexibilisierung der ambulanten Sach-
leistungsbeträge sollen künftig erheb-
lich mehr pflegebedürftige Menschen 
niedrigschwellige Betreuungs- und 
Entlastungsangebote in Anspruch 
nehmen können. Dazu kommt, dass 
die Auswahl für Kurzzeit- und Verhin-
derungspflege nicht mehr auf speziali-
sierte, womöglich ortsferne Einrich-
tungen begrenzt wird und beide Leis-
tungen auch kombiniert werden kön-
nen. Gleichzeitig sollen höhere Zu-
schüsse zur Verbesserung des Wohn-
umfeldes und für die Anschubfinan-
zierung von Wohngruppen bereitge-
stellt werden. „Damit“, fasste sie zusam-
men, „werden die Rahmenbedingungen 
für den Ausbau niedrigschwelliger 
Angebote im Umfeld deutlich verbes-
sert und neue Grundlagen für koope-
rative Projekte bereitgestellt.“

Praktikabilität in ländlichen und  
strukturschwachen Regionen
Andreas Kaczynski, Vorstandsvorsit-
zender des Paritätischen Landesver-
bands Brandenburg, beleuchtete die 
Perspektiven für den weiteren Ausbau 
der ambulanten Pflege mit Blick auf 
die östlichen Bundesländer. Vor allem 
in Brandenburg, so zeigten die Progno-
sen, werde sich die Situation viel dra-
matischer entwickeln als im Bundes-
durchschnitt. Die Zahl der Pflegebe-

dürftigen werde sich bis 2030 verdop-
peln – bei gleichzeitiger Verringerung 
des Fachkräfteangebotes um 30 Pro-
zent. Da viele Jugendliche die Gegend 
verließen, würden auch Angehörige 
den Pflegebedarf dann nicht mehr de-
cken können, wie er feststellt. Manche 
Gebiete würden aber auch nicht mehr 
von Pflegediensten versorgt, „weil die 
Aufwendungen für die Anfahrt kaum 
refinanzierbar sind“. Deshalb sei Bran-
denburg mehr noch als andere Regio-
nen auf alternative Strategien angewie-
sen. Die in der Regel nur projekthaft 
geförderten Versorgungsnetze seien in 
Brandenburg nur teilweise praktikabel, 
solange die für die langfristige finanzi-
elle Sicherung zuständigen Kommu-
nen sämtlich unter Kuratel stünden. 
Für freiwillige Leistungen seien jeden-
falls derzeit kaum Mittel vorhanden.  

Die Nachhaltigkeit ist Kommunalsache
Alle Rednerinnen und Redner waren 
sich einig, dass für die langfristige  
Finanzierung sozialraumorientierter 
Projekte noch einiges getan werden 
muss. Bislang werden die Kosten größ-
tenteils aus Eigen- oder Projektmitteln 
aufgebracht. Auch wenn es hier und da 
möglich ist, etwas bei den Entgelten ab-
zuzwacken oder durch regionale Koope-
rationen Fahrtkosten einzusparen: In 
der eigentlichen Verantwortung stehen 
die Kommunen, wenn die Netzwerke 
langfristig bestehen sollen. Hier sind 
neue Weichenstellungen nötig, die sich 
nur durch überregionales politisches En-
gagement durchsetzen lassen.� dbk

Verbandsrundschau

Ursula Kremer-Preiß, Leiterin des Bereichs Wohnen und Quartier beim Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA), Dr. Stefan Krämer, 
Ressortleiter Wissenschaft und Forschung bei der Wüstenrot Stiftung, und Professor Dr. Reinhold Knopp, Stadtsoziologe an der 
Fachhochschule Düsseldorf (von links). � Fotos: Maria Stahn, Luisa Holzhütter, Joachim Hagelskamp
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Mit seinem 2012 geschaffenen 
Fachreferat Kommunale Sozial-
politik, einer neuen Arbeits-

gruppe Gemeinwesenarbeit und bundes-
weiten GWA-Foren hat der Paritätische 
Gesamtverband entscheidende Schritte 
getan, um die Unterstützung für die Trä-
ger der Gemeinwesenarbeit unter sei-
nem Dach zu intensivieren, betonte zur 
Eröffnung der Tagung in Frankfurt am 
Main Josef Schädle, stellvertretender 
Vorsitzender des Paritätischen Gesamt-
verbands. Dabei gebe es auch eine enge 
Kooperation mit den Landesverbänden. 
Mara Dehmer, Referentin für Kommu-
nale Sozialpolitik beim Paritätischen Ge-
samtverband, hob hervor, eine besondere 
Herausforderung sei es, Wege zur besse-
ren Finanzierung der Gemeinwesenar-
beit (GWA) zu erschließen. Das Kommu-
nale werde immer stärker als sozialpoli-
tische Gestaltungsebene in den Fokus 
gerückt, verbunden mit der Erwartung, 
dass vor Ort soziale Probleme gelöst wer-
den, die durch Fehlentwicklungen an 
anderen Stellen entstehen. Diese Terri-
torialisierung des Sozialen sei keinesfalls 
unkritisch, so Dehmer. Erst recht vor 
dem Hintergrund, dass den Akteuren 
vor Ort die hinreichende Finanzierung 
ihrer Arbeit meist versagt bleibe. 
Angesichts der Gefährdung der sozialen 
Sicherungsnetze sei es kein Zufall, dass 
der GWA aktuell wieder mehr Bedeu-
tung zukomme, betonte auch Professor 
Dr. Maria Bitzan von der Hochschule 
Esslingen, die einen Überblick über die 
Entwicklung der Gemeinwesenarbeit in 
Deutschland, deren Selbstverständnis, 
Konzepte und Standards gab. 

Gemeinwesenarbeit: Nah am Menschen, 
aber fern der sicheren Finanzierung

Aus der Praxis berichteten Heike Neu 
von der Paritätischen Gesellschaft für 
Gemeinwesenarbeit (PGG) in Saarbrü-
cken, Markus Runge vom Nachbar-
schaftshaus Urbanstraße in Berlin sowie 
Philipp Thelen und Karin Müller von den 
Nachbarschaftshäusern Wuppertal e. V. 
und Wiesbaden e. V. Dabei wurde deut-
lich: GWA kann durch die klare Ausrich-
tung an den Interessen der Menschen vor 
Ort, ihre Aktivierung und Beteiligung 
einen wesentlichen Beitrag zu nachbar-
schaftlicher Solidarität, Selbsthilfe und 
eigener Interessenvertretung leisten.

Plädoyer für Grundfinanzierung
Philipp Thelen ließ das staunende 
Publikum wissen, dass das Nachbar-
schaftshaus Wuppertal aus mehr als 80 
Finanzierungsquellen Geld für seine 
Arbeit erhält. Diese Mischfi nanzierung 
habe Vorteile, insbesondere Unabhän-
gigkeit von einzelnen Geldgebern, Bür-
gernähe und Flexibilität, aber auch 
Nachteile: eine enorme Komplexität der 
Finanzierung, viel Bürokratie und fi nan-
zielle Engpässe. Sein Fazit: Die Misch-
fi nanzierung gefährdet letztlich die 
Nachhaltigkeit. Er plädierte für eine 
gesicherte Grundfi nanzierung, die mit 
anderen Geldquellen kombiniert wer-
den könne. Karin Müller vom Nachbar-
schaftshaus Wiesbaden, das ebenfalls 
mischfi nanziert arbeitet, sieht noch 
eine andere Variante: eine Art „GWA-
Aufschlag“ auf Leistungen, die im Haus 
erbracht werden (etwa Erziehungsbera-
tung, Familienbildung und Einglie-
derungsmaßnahmen für Arbeitslose). 
In Arbeitsgruppen wurden sowohl die-

Der Quartiersbezug gewinnt in fast allen Handlungsfeldern sozialer Arbeit an Bedeu-
tung. Das bringt fachlich neuen Rückenwind für die Gemeinwesenarbeit, die sich schon 
immer durch ihre Orientierung auf das unmittelbare Lebensumfeld der Menschen 
ausgezeichnet hat, vielerorts jedoch unter der prekären Finanzlage der Kommunen 
leidet. Was die besondere Qualität der Gemeinwesenarbeit ist und wie diese finanziert 
werden kann, das waren zentrale Themen einer Tagung des Paritätischen.

se Finanzierungsfragen als auch fach-
liche Standards diskutiert. Besonders 
hervorgehoben wurde, dass nur größe-
re und tendenziell eher städtische als 
ländliche Einrichtungen die Gemein-
wesenarbeit durch einen breiten Mix von 
Geldquellen fi nanzieren können. Vor 
allem für kleinere Träger sei eine Grund-
fi nanzierung besser. Ein weiterer wichti-
ger Punkt: Solange sich die Finanzie-
rung der Gemeinwesenarbeit  auf soge-
nannte „benachteiligte Stadtteile“ be-
schränkt, müssen die GWA-Akteure ihre 
Stadtteile regelrecht „schlechtreden“, 
was im Gegensatz zu ihrem Ansatz der 
Ressourcenorientierung steht. Eigent-
lich, so das Fazit, bräuchte jeder Stadtteil 
GWA, wenn auch mit unterschiedlicher 
Ausstattung. 
Susanne Glöckner vom Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit gab viele Informatio-
nen zur aktuellen Weiterentwicklung des 
Programms „Soziale Stadt“, dessen Mit-
tel auf 150 Millionen Euro aufgestockt 
werden, was auch positive Effekte für 
die Gemeinwesenarbeit haben könnte. 
„Gemeinwesenarbeit braucht die Soziale 
Stadt und die Soziale Stadt braucht die 
GWA“, betonte Andreas Mehlich  von der 
Thüringer AG für Soziale Stadtentwick-
lung und GWA e. V. Da es inhaltlich und 
funktional viele Überschneidungen 
gebe, sollte das Programm Soziale Stadt 
als Handlungsrahmen und Finanzie-
rung für die GWA genutzt werden, wo  
es Fördergelder zur Verfügung stellt. 
Gleichzeitig profi tiere das Quartiersma-
nagement der Sozialen Stadt von Metho-
den und Ortskenntnis der GWA.

Verbandsrundschau
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Zwei neue Publikationen hat der Paritä-
tische Gesamtverband herausgebracht: 
einen Ratgeber über den Zugang zum 
Gesundheitssystem für Unionsbürger 
und ihre Familienangehörigen (Down-
load auf www.migration.paritaet.org) 
und das Strategiepapier „Altenhilfe und 
Pflege 2025“ zu Herausforderungen ei-
ner alternden Gesellschaft. Es stellt nicht 
die Sozialversicherungssysteme in den 
Mittelpunkt, sondern die Menschen und 
ihre Bedürfnisse sowie die Frage, welche 
gesellschaftlichen Veränderungen nötig 
sind, um diesen gerecht werden zu kön-
nen (Download auf www.der-paritaeti-
sche.de unter Veröffentlichungen).

Horst Wehner

Horst Wehner (62) ist Mitte November 
zum Vorsitzenden des Paritätischen 
Landesverbands Sachsen gewählt wor-
den. Er folgt auf Peter Schindzielorz, 
der fast 20 Jahre dem Landesverband 
vorstand. „Der Paritätische Sachsen 
war in seiner fast 25-jährigen Ge-
schichte ein konstruktiver Partner für 
die sächsische Sozial- und Bildungspo-
litik. Das soll auch unter meinem Vor-
sitz so bleiben“, sagte Wehner in seiner 
Antrittsrede vor den rund 150 Besu-

chern der Mitgliederversammlung. 
Seinem Vorgänger, Peter Schind-
zielorz, dankte Horst Wehner für fast 
zwei Dekaden aktiver Mitwirkung an 
der sozialen Landschaft Sachsens. Der 
Paritätische ist Sachsens größter Spit-
zenverband der Freien Wohlfahrtspfle-
ge. Wehner ist ihm schon über 20 Jah-
re durch sein Engagement in Mitglieds- 
organisationen wie dem Sozialverband 
VdK verbunden. 2010 wurde er bereits 
in den Landesvorstand gewählt. 

LV Sachsen: Wehner folgt auf Schindzielorz
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Josef Stilger, viele 
Jahre in verant-
wortlicher Funk-
tion im Bereich 
Personal und Ver-
waltung beim  
Paritätischen Ge-
samtverband tä-
tig, ist am 9. Okto-
ber 2014 im Alter von 84 Jahren ver-
storben. Josef Stilger war 37 Jahre 
beim Gesamtverband tätig. 
Besonders lag ihm die Ausbildung 
junger Menschen am Herzen. Von 
1961 bis 1993 betreute er die Auszubil-
denden in der Hauptgeschäftsstelle. 

Mit seiner fundierten Begleitung 
konnten alle die Ausbildung erfolg-
reich abschließen und ihren berufli-
chen Weg finden. 
Von 1971 an war Josef Stilger auch für 
die im Verband eingesetzten Zivil-
dienstleistenden gegenüber dem Bund 
zuständig und gleichzeitig Ansprech-
partner für die Einsatzstellen von  
Zivildienstleistenden im Mitglieder-
bereich.
Mehrere „seiner“ Zivis haben – ge-
stärkt durch seinen Blick auf ihre be-
ruflichen Potenziale und seine Förde-
rung – im Anschluss an die Zivil-
dienstzeit ihren Arbeitsplatz im Ver-

band gefunden, teilweise in verant-
wortlichen Funktionen.
Ehrenamtlich war Josef Stilger von 
1972 bis 1993 im Betriebsrat des Pari-
tätischen Gesamtverbands tätig, von 
1975 an als Vorsitzender. Seine stets 
ausgleichende und besonnene Art ha-
ben auch in schwierigen Situationen 
Lösungen finden lassen und das Ge-
meinschaftsgefühl im Verband ge-
stärkt.
Wir erinnern uns gerne an Josef 
Stilger und werden sein Andenken in 
Ehren halten.

Claus Helmert

Josef Stilger im Alter von 84 Jahren gestorben

Verbandsrundschau

Neue Publikationen
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Die Charta gegen 
Rassismus und 
Rechtsextremismus ist 
vom Kompetenzzentrum 
für Leichte Sprache in 
Westerburg, einer 
Einrichtung des 
Paritätischen 
Landesverbands 
Rheinland-Pfalz/Saarland, in 
Leichte Sprache übersetzt 
worden. Interessierte 
können sie herunterladen 
von der Internetseite des 
Verbands:
www.der-paritaetische.de.

Der Paritätische Gesamtverband positioniert sich in aller Klarheit  
öffentlich gegen Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus. 

Charta gegen Rassismus  
und RechtsextremismusD   aritä-

Der Paritätische mit seinen 
Mitgliedsorganisationen ver-
steht sich als Verband der  

Vielfalt, Toleranz und Offenheit für 
alle Menschen, unabhängig von Haut-
farbe, Geschlecht, sozialer oder ethni-
scher Herkunft, Alter, Religion oder 
Weltanschauung, sexueller Identität, 
materieller Situation, Behinderung, 
Beeinträchtigung oder Krankheit. Der  
Verband wird getragen von der Idee  
der Parität, das heißt der Gleichheit  
aller in ihrem Ansehen und ihren 
Möglichkeiten.
Verschiedenheit und Vielgestaltigkeit 
sind für uns zentrale Werte, ihre För-
derung ist das erklärte Ziel unserer 
Verbandsarbeit. Wir bekennen uns  
öffentlich zur Gleichwertigkeit aller 
Menschen und fühlen uns verpflich-
tet, allen Ideologien der Ungleich- 
wertigkeit entschieden entgegenzu-
treten.
Für den Paritätischen gehört die  
Verteidigung und Stärkung einer  
demokratischen und engagierten 
Bürgergesellschaft in Deutschland 
zum Kernbereich seines Selbstver-
ständnisses.
Wir stehen ein für eine demokratische 
Kultur in der Gesellschaft, insbesonde-
re aber innerhalb unserer Mitglieds-
organisationen und Einrichtungen. 
Wir beobachten mit großer Sorge, dass 
rechtsextreme Tendenzen in vielen 
Regionen der Bundesrepublik und bis 
hinein in die Mitte der Gesellschaft  
in vielen Formen in Erscheinung tre-
ten. 
Es ist inzwischen gezielte Strategie 
rechtsextremer Gruppen, vorhandene 
zivilgesellschaftliche Strukturen und 
Organisationen zu unterwandern. Sie 
schließen sich den Vereinen und Ver-

bänden vor Ort an und versuchen,  
diese von innen heraus zu beeinflus-
sen und für ihre Zwecke zu miss- 
brauchen. Dort, wo Angebote aus der  
Zivilgesellschaft wegfallen, versuchen 
sie, die entstandenen Lücken mit eige-
nen Angeboten zu schließen. Dieser 
Entwicklung wollen wir entgegentre-
ten.

Mit dieser Charta positioniert sich 
der Paritätische in aller Klarheit  
öffentlich gegen Rassismus, Rechts-
extremismus und Antisemitismus. 
Wir leisten einen aktiven Beitrag zu 
Prävention und Bekämpfung von 
Rechtsextremismus und Rassismus in 
der Gesellschaft. Unser Verband ist 
kein Ort für menschenverachtende,  
demokratie- oder fremdenfeindliche 

Einstellungen. Wir wehren uns gegen 
die Einflussnahme rechtsradikaler  
Personen und Gruppen auf unseren 
Verband, unsere praktische Arbeit  
und auf die Menschen, die sich in  
unseren Vereinen und Verbänden 
haupt- und ehrenamtlich engagieren. 
Aus diesem Antrieb heraus ist uns 
wichtig, ausdrücklich zu erklären:

■ �Aufgabe des Paritätischen ist es, eine 
solidarische Gesellschaft mitzuge-
stalten und zu verteidigen. Dazu 
pflegen wir eine Verbandskultur, die 
von gegenseitigem Respekt und 
Wertschätzung jedes Einzelnen ge-
prägt ist.

■ �Der Paritätische verurteilt jede Form 
von Rechtsextremismus, Rassismus 
und alle anderen Ideologien der  
Ungleichwertigkeit. Wir dulden kei-
ne Form von Rassismus, Rechtsex
tremismus oder Antisemitismus in 
unserer Gesellschaft, in unseren 
Mitgliedsorganisationen oder bei 
unseren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern.

■ �Der Paritätische schätzt die Vielfalt 
der Gesellschaft innerhalb und au-
ßerhalb des Verbandes und wird den 
Prozess der interkulturellen Öff-
nung im Sinne seines Leitbildes fort-
führen.

Diese Charta soll durch einen konti-
nuierlichen Dialog des Paritätischen 
und seiner Mitgliedsorganisationen  
sowie gezielte Öffentlichkeitsarbeit, 
politische Bildung und Aufklärung 
durch Handlungsempfehlungen, 
Handreichungen und Arbeitshilfen 
flankiert werden.

Verbandsrundschau
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Die europäische Wohnungslo-
senhilfe hat stärkere Anstren-
gungen im Kampf gegen die 

steigende Wohnungslosigkeit gefor-
dert. Bei ihrer Konferenz  „Wohnungs-
losigkeit in Europa entgegentreten“ im 
italienischen Bergamo stellten die 
rund 450 Teilnehmenden fest, dass die 
EU ihr Ziel, die Armut in Europa zu 
verringern, nicht erreicht habe. Die  
Armut steige und damit in der Mehr-
zahl der EU-Mitgliedsstaaten zugleich 
die Wohnungslosigkeit. 
In ihrer  „Deklaration von Bergamo“ 
fordert die europäische Wohnungslo-
senhilfe (FEANTSA), innovative Ansät-
ze zu erproben, die Wohnungslosen 
helfen, wieder ein sicheres Dach über 
dem Kopf zu bekommen.
Die besonderen Probleme wohnungs- 
loser Frauen standen im Mittelpunkt  
einer Tagung der Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe (BAG W) in 
Berlin. Der deutsche Dachverband der 

Bessere Hilfen für wohnungslose 
Frauen und deren Kinder gefordert

Wohnungslosenhilfe ist auch eines  
der Gründungsmitglieder des europä-
ischen Dachverbandes FEANTSA. 
Zentrales Thema der Tagung in Berlin 
waren die menschenrechtlichen An-
forderungen an Hilfen für wohnungs-
lose Frauen. „Frauen, die allein oder 
mit ihren Kindern wohnungslos wer-
den, müssen von den Kommunen in 
Wohneinheiten untergebracht werden, 
in denen sie vor sexuellen Belästigun-
gen oder Übergriffen sicher sind. Die 
Kinder dürfen nicht voreilig von der 
Mutter getrennt und Pflegefamilien 
zugewiesen werden. Dies alles ist 
heutzutage leider nicht selbstverständ-
lich“, so Werena Rosenke, stellvertre-
tende Geschäftsführerin der BAG W. 
„Darüber hinaus darf diese ordnungs-
rechtliche Unterbringung keinesfalls 
zum Dauerzustand werden. Deswegen 
brauchen wir bezahlbare Wohnungen 
und ein Frühwarnsystem, das hilft, 
Wohnungslosigkeit zu verhindern.“

Alle Vorschläge von Frau Nahles 
sind gut und richtig, aber hoff-
nungslos unterfinanziert“, so Dr. 

Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer 
des Paritätischen Gesamtverbands. 
„Nach den milliardenschweren Kürzun-
gen der Hilfen für Langzeitarbeitslose 
durch die schwarz-gelbe Koalition bleibt 
der gut gemeinte Vorstoß der Arbeitsmi-
nisterin bestenfalls ein sozialdemokrati-
sches Trostpflästerchen.“ Davon profitier-
ten gerade vier Prozent der Langzeitar-

beitslosen. Um ein echtes Hilfspro-
gramm auf die Beine zu stellen, das  
geeignet wäre, die Zahl der Langzeitar-
beitslosen deutlich unter die Marke von 
einer Million zu drücken, bedarf es nach 
Schätzungen des Paritätischen eines zu-
sätzlichen Finanzvolumens von mindes-
tens drei Milliarden Euro. Trotz der an-
haltend hohen Zahl von Langzeitarbeits-
losigkeit betroffener Menschen seien die 
Beschäftigungsmaßnahmen in den ver-
gangenen drei Jahren tatsächlich aber 

mehr als halbiert worden. „Das Tabu der 
Steuererhöhungen führt einmal mehr 
zur arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Handlungsunfähigkeit dieser Koalition“, 
betont Schneider. Die Bundesregierung 
solle sich endlich dazu durchringen,  
Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzie-
ren, so Schneider. Es müsse die Möglich-
keit geschaffen werden, Leistungen zum 
Lebensunterhalt bei Bedarf auch für ei-
nen aktiven Lohnkostenzuschuss zu ver-
wenden (Passiv-Aktiv-Transfer).

„Sozialdemokratisches Trostpflaster“
Die von Bundesarbeitsministerin Nahles angekündigten Beschäftigungsprogramme  
erreichen gerade einmal vier Prozent der Langzeitarbeitslosen

Tief enttäuscht haben den Paritätischen die Pläne von Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles  
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit. Von den angekündigten Beschäftigungs- 
programmen profitieren nur 40.000 der über eine Million Langzeitarbeitslosen.

Die Entscheidung des Europäischen Ge-
richtshofs, dass nicht erwerbstätige EU-
Bürger von bestimmten Sozialleistungen 
in Deutschland ausgeschlossen werden 
dürfen, war keine Entscheidung darüber, 
ob der pauschale Leistungsausschluss des 
SGB II für arbeitsuchende Unionsbürger 
mit dem europäischen Recht vereinbar ist, 
betont der Paritätische Gesamtverband. 
Dazu stehe eine Entscheidung noch aus. 
Aus Sicht des Verbandes verstößt der ge-
nerelle Leistungsausschluss jedoch gegen 
den europäischen Gedanken. Es gehöre 
außerdem zum Selbstverständnis des 
deutschen Rechtsstaats, dass ein jeder das 
Recht auf eine Einzelfallprüfung erhalte. 
Und es entspreche dem Gedanken des 
deutschen Sozialstaats und dem Gebot 
der Menschenwürde, dass das Existenz-
minimum in jedem Falle gesichert ist, 
solange eine solche Prüfung andauere, so 
Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen. 

Wichtige Entscheidung des  
Europäischen Gerichtshofs 
steht noch aus 

Sozialpolitik
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Paritätischer fordert Masterplan 
zur Armutsbekämpfung
Armut in Deutschland auf neuem Rekordhoch von 15,5 Prozent

Nach Berechnungen des Paritä-
tischen ist die bundesweite 
Armutsquote im Jahr 2013 auf 

ein neues Rekordhoch von 15,5 Pro-
zent gestiegen. Damit setze sich der 
gefährliche Trend steigender Armut 
fort. „Wer diesen Trend stoppen will, 
braucht mehr als Mindestlöhne. Die 
Bundesregierung darf dieser Entwick-
lung nicht tatenlos zusehen, sondern 
muss einen echten Masterplan zur 
Armutsbekämpfung auf den Weg 
bringen“, fordert Dr. Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen. 
Ein solcher Masterplan müsse unter 
anderem eine Reform des Familien-
lastenausgleichs, Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit sowie eine durchgreifende Reform 
der Altersgrundsicherung umfassen. 
Gerade in den ohnehin von Armut 

besonders betroffenen Bundeslän-
dern seien erneut starke Anstiege der 
Armut zu verzeichnen. Auch die 
Altersarmut sei in Ost und West über-
proportional angestiegen.  

Gebrochene Erwerbsbiografien
Dies sei darauf zurückzuführen, dass 
immer mehr Menschen mit gebroche-
nen Erwerbsbiografi en in den Renten-
bezug kommen. „Die aktuellen Zahlen 
sind nur der Vorbote einer Lawine der 
Altersarmut, die in zehn Jahren auf 
uns zukommen wird, wenn nicht end-
lich politisch gegengesteuert wird“, so 
Schneider. Der Verband spricht von 
„politisch fahrlässig in Kauf genomme-
ner Altersarmut“ und kritisiert die bis-
herige Rentenpolitik der Großen Koali-
tion. Notwendig seien eine rigorose 
Reform der Altersgrundsicherung so-

wie die Anhebung des Rentenniveaus.
Alarmierend sei insbesondere die 
wachsende regionale Zerrissenheit in 
Deutschland, warnt der Verband. Die 
Armutsbetroffenheit in Bremen sei 
mit 24,6 Prozent mittlerweile mehr als 
doppelt so hoch wie in Bayern (11,3 
Prozent). Von einheitlichen Lebensver-
hältnissen könne keine Rede sein. Der 
Paritätische appelliert daher an Bund 
und Länder, auch bei den Verhandlun-
gen zur Reform des Länderfi nanzaus-
gleichs das Ziel der Armutsbekämp-
fung im Auge zu behalten. „Der Län-
derfi nanzausgleich muss sich an den 
tatsächlichen Armutsregionen orien-
tieren und nicht an Himmelsrichtun-
gen oder an abstrakten Kennzahlen, 
die nichts mit der Lebenswirklichkeit 
vor Ort zu tun haben“, so Schneider.

 (Siehe auch Bericht auf Seite 31)  

Als in jeder Hinsicht alarmierend bewertet der Paritätische Gesamt-
verband den sprunghaften Anstieg der Armut in Deutschland auf 
15,5 Prozent in 2013. Angesichts der Mitte November vom Statis-
tischen Bundesamt veröff entlichten aktuellen Armutsquoten for-
dert der Paritätische die Bundesregierung auf, sich endlich dem 
Problem wachsender Armut in Deutschland zu stellen. 

Immer mehr Menschen sind im Alter arm

Die Zahl der Menschen, die im 
Alter von Grundsicherung le-
ben müssen, ist erneut um 7,4 

Prozent gestiegen. Sie liegt jetzt bei 
rund 499.000 und hat sich damit im 
Vergleich zum Jahr 2003, als diese 
Leistung eingeführt wurde, praktisch 
verdoppelt. Um zu verhindern, dass 
immer mehr Menschen im Alter in 

Armut leben, fordert der Paritätische 
Gesamtverband eine durchgreifende 
Reform der Altersgrundsicherung und 
eine deutliche Erhöhung des Leistungs-
niveaus. Er hat dazu ein entsprechendes 
Konzept vorgelegt, das erhebliche 
Verwaltungsvereinfachungen und deut-
liche Leistungsverbesserungen vor-
sieht. Erforderlich sind aus Sicht 

des Paritätischen eine bedarfsgerechte 
Erhöhung der Regelsätze in der 
Altersgrundsicherung – inklusive 
altersspezifi schem Mehrbedarf – auf 
510 Euro. 
Unter der Voraussetzung, dass Strom-
kosten künftig wie Heiz- und Mietkos-
ten in voller Höhe übernommen und 
einmalige Leistungen für größere  >

Sozialpolitik
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Außerordentlich begrüßt hat der Pari-
tätische Gesamtverband, dass sich 
Bundesfamilienministerin Manuela 
Schwesig und die Bundesregierung 
zur Einführung eines wirklichen 
Rechtsanspruchs auf eine Pflegeauszeit 
im Beruf entschlossen haben. „Die 
Familienministerin gibt damit das 
wichtige Signal, dass neben ökonomi-
schen Interessen der Wirtschaft Pflege 

und Familie in dieser Gesellschaft  
einen eigenen Stellenwert bekommen 
müssen“, sagte Dr. Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritäti-
schen. Viele Menschen konnten bisher 
die Pflege von Angehörigen nur unter 
Verlust ihres Arbeitsplatzes leisten. Das 
Pflegezeitmodell der Vorgängerregie-
rung änderte daran nichts Wesentli-
ches, da die Genehmigung der Pflege-

zeit vom Wohlwollen des Arbeitgebers 
abhängig war. Mit der Einführung  
eines einklagbaren Rechtsanspruchs 
ist nun ein völlig neuer Weg einge-
schlagen worden. „Es wird nun sehr 
darauf ankommen, die finanziellen 
Rahmenbedingungen für die Famili-
enpflegezeit so zu gestalten, dass sie 
auch tatsächlich alle in Anspruch neh-
men können“, so Schneider. 

Familienpflegezeit muss auch finanziell ermöglicht werden  

Anschaffungen wieder gewährt wer-
den, könnte dieser Betrag entspre-
chend niedriger ausfallen. Schließlich 
fordert der Verband großzügige Freibe-
träge auf Vorsorgeleistungen und Ren-
tenansprüche.

Fehlgeleitete Rentenpolitik
Der Paritätische kritisiert zugleich die 
bisherige Rentenpolitik der Koalition. 
„Der Koalitionsvertrag wird den tat-
sächlichen Herausforderungen in der 

Alterssicherung nicht gerecht. Alters-
armut spielt so gut wie keine Rolle“, 
betont Dr. Ulrich Schneider, Hauptge-
schäftsführer des Paritätischen Ge-
samtverbands. Die Zahl der Menschen, 
die im Alter von Grundsicherung le-
ben müssen  werde unaufhaltsam wei-
ter steigen, wenn nicht politisch gegen-
gesteuert werde. Nach Schätzungen 
des Paritätischen wird sie in den 
nächsten zehn bis 20 Jahren auf über 
eine Million hochschnellen.

Sinkendes Rentenniveau 
Bis 2020 werde das Rentenniveau poli-
tisch gewollt auf 43 Prozent sinken. Das 
reiche bei immer mehr Menschen kaum 
noch für eine Rente oberhalb des Grund-
sicherungsniveaus, betont Schneider. 
„Statt auf Beitragsstabilität zu setzen, 
sollte das Augenmerk auf die Sicherung 
des Lebensstandards gesetzt werden, so 
Ulrich Schneider. „Unsere Forderung: 
Das Rentenniveau muss wieder auf 50 
Prozent angehoben werden.“

Sozialpolitik



„Die Tabuisierung von Steuer- 
erhöhungen ist der große  
Geburtsfehler der Großen  
Koalition. Wenn die Bundesregie-
rung nicht tatenlos zusehen will, wie 
in Deutschland ganze Regionen 
sozial und kulturell veröden, muss 
sie endlich den Mut zu einem 
steuerpolitischen Kurswechsel 
f inden. Soll der Bund-Länder- 
Finanzausgleich den Menschen vor 
Ort wirklich etwas bringen, muss er 
eingebettet sein in eine nachhaltige, 
faire und solidarische Steuerpolitik.“

Dr. Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des

Paritätischen Gesamtverbands

Das Bündnis aus 
DGB, Deut-
schem Kultur-

rat, Diakonie und Pari-
tätischem Gesamtver-
band sowie den Sozial-
verbänden VdK und 
Volkssolidarität warnt 
vor einer wachsenden 
sozialen und regionalen 
Zerrissenheit und den 
Folgen fehlender Gestaltungsspielräume 
vor Ort angesichts knapper Kassen und 
Schuldenbremse. Um Angebote der sozialen 
und kulturellen Daseinsvorsorge zu sichern, 
Gestaltungsspielräume vor Ort auszubauen 
und notwendige Investitionen zu ermögli-
chen, sei ein grundlegender Richtungs-
wechsel in der deutschen Investitions- und 
Steuerpolitik erforderlich. 
Das Bündnis fordert unter anderem die 
Weiterentwicklung des Solidaritätszuschlags 
sowie eine aufgabenadäquate Finanzaus-

stattung für Bund, 
Länder und insbe-
sondere auch Kom-
munen. Ausreichen-
de und qualitativ 
gute Angebote der 
Daseinsvorsorge so-
wie notwendige In-
vestitionen in Ver-
kehr, Soziales und 
Kultur sollen künf-

tig hinreichend finanziert werden. In  
den vergangenen Jahren seien viele wich-
tige Investitionen versäumt worden. Die Fol-

gen drohten 
dem Gemein-
wesen nun 
teuer zu ste-
hen zu kom-
men, heißt es 
in dem Auf-
ruf. 
Die Verbände 
warnen Bund 

und Länder davor, die anstehende Reform 
des Länderfinanzausgleichs für weitere 
Haushaltskürzungen durch die Hintertür 
oder für Eigeninteressen einzelner Bundes-
länder zu missbrauchen. Eine Neuregelung 
der deutschen Finanzverfassung dürfe sich 
nicht auf den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner beschränken. Sie müsse der Sicherung 
von Solidarität und Nachhaltigkeit verpflich-
tet sein und sich an dem Ziel guter Lebens- 
und Arbeitsbedingungen für alle messen 
lassen, so die Unterzeichner. 
Der Aufruf „Solidarität herstellen – Inves-
titionen ermöglichen: Für einen fairen und 
nachhaltigen Länderfinanzausgleich“ steht 
auf www.der-paritaetische.de im Presse- 
bereich. 

Breites Bündnis fordert einen fairen  
Bund-Länder-Länderfinanzausgleich

Einen grundlegenden Richtungswechsel in der deutschen Investitions- und 
Steuerpolitik fordert ein breites Bündnis aus Sozial-, Wohlfahrts- und Kultur-
verbänden sowie Gewerkschaften. In einem gemeinsamen Aufruf plädieren sie 
an Bund und Länder, bei der Reform des Länderfinanzausgleichs endlich die 
strukturelle Unterfinanzierung der öffentlichen Haushalte zu beenden.

„Wir brauchen gleichwertige 
Lebensverhältnisse innerhalb 
Deutschlands. Die Bundesbürger 
haben ein Anrecht darauf, dass die 
Länder bzw. die Kommunen die 
ihnen übertragenen Aufgaben der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in 
gleichwertiger Qualität erledigen ... 
Die sozialen Standards müssen 
bundesweit gelten und dürfen nicht 
abhängig von der Kassenlage des 
jeweiligen Landes bzw. der  
jeweiligen Kommune sein.“

Ulrike Mascher, Präsidentin des
Sozialverbands VdK Deutschland

„Ein künftiger Länderf inanzaus-
gleich darf das in den neuen  
Bundesländern Erreichte nicht in 
Frage stellen ... Solidarität, Nach-
haltigkeit und gerechte Lastenver-
teilung auf allen Ebenen müssen  
die Leitgedanken einer Neuregelung 
für die Finanzbeziehungen sein.“

Dr. Frank-Michael Pietzsch,
Präsident der Volkssolidarität

„Ein Wohlstands- 
gefälle von Ländern 
undKommunen darf 
nicht zu einem 
Chancengefälle für die 
Menschen führen.“

Ulrich Lilie, Präsident der  
Diakonie Deutschland

„Wenn weiter wesentliche Aspekte 
gesellschaftlich notwendigen Hand-
lungsbedarfs unberücksichtigt 
bleiben, laufen Bund und Länder 
Gefahr, nach dem Prinzip ,rechte 
Tasche, linke Tasche‘ nur zu einer 
anderen Verteilung des Mangels zu 
gelangen. Es führt kein Weg vorbei an 
nachhaltig höheren Steuereinnahmen.“

Stefan Körzell,
Mitglied DGB Bundesvorstand

„Der Mensch lebt nicht vom Brot 
allein. Eine öffentlich finanzierte 
kulturelle Infrastruktur ist ein 
wesentlicher Bestandteil der  
Daseinsvorsorge und unverzichtbar 
für das kulturelle Leben. Die Teil-
habe an Kunst und Kultur muss allen 
Menschen ermöglicht und Kultur und 
Soziales dürfen dabei nicht gegen-
einander ausgespielt werden.“

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrats
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hinaus Expertinnen und Experten – vor 
allem aus Hochschulen, der Deutschen 
Gesellschaft für Ernährung und aus Mi-
nisterien – in die Ernährungs- und 
Verpflegungsoffensive eingebunden.
Das Kompetenzzentrum Hauswirt-
schaft von PariSERVE vermittelt in Fo-
ren, Fortbildungen und Anwenderwork-
shops das notwendige Wissen für die 
Praxis der Gemeinschaftsverpflegung in 
sozialen Einrichtungen. Auf der Home-
page www.pariserve.de stellt es zudem 
Leuchtturmprojekte aus verschiedenen 
Arbeitsfeldern des Paritätischen vor, in 
denen Ernährung und Verpflegung eine 
besondere Rolle spielen. Das sind vor 
allem Kindergärten und Schulen, Senio-
reneinrichtungen, Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung, Bildungs- 
und Freizeiteinrichtungen.

Zukunftspreis
Mit dem Zukunftspreis Ernährung und 
Verpflegung werden herausragende 
Verpflegungsprojekte im Paritätischen 
ausgezeichnet. Der Preis wurde erst-
mals 2013 verliehen an iwentcasino, 
eine Marke der Isar-Würm-Lech Werk-
stätten. 

petenz- und Dienstleistungszentrum für 
soziale Organisationen unterstützt die 
Mitgliedsorganisationen des Paritäti-
schen dabei, den vielfältigen Qualitätsan-
sprüchen an eine zeitgemäße, gesunde 
und zugleich kostengünstige wie nach-
haltige Gemeinschaftsverpflegung im 
sozialen Bereich gerecht zu werden. 

Jahresfachtagung im Juni in Fulda
Auf Jahresfachtagungen erhalten soziale 
Einrichtungen Impulse für kluge Kon-
zepte, die dazu beitragen, das große, ge-
meinsame Ziel einer besseren Verpfle-
gung für alle zu erreichen. Fachleute aus 
Wissenschaft und Praxis bieten hier 
spannende Vorträge und Workshops mit 
lebendigen Diskussionen für praxisori-
entierte Lösungsansätze. Die nächste 
Tagung findet am 1. und 2. Juni 2015 in 
Fulda unter der Überschrift „Gesunde 
Ernährung als sozialer Auftrag“ statt.  
Im Beirat der Verpflegungsoffensive 
erörtern zudem Persönlichkeiten aus 
dem Paritätischen aktuelle und wichti-
ge Themen und Vorhaben und wirken 
als Multiplikatoren in den Verband hi-
nein. Um externe Sichtweisen und  
Erkenntnisse zu nutzen, sind darüber 

In Deutschlands Privathaushalten 
werden pro Kopf jährlich ungefähr 
82 Kilogramm Lebensmittel wegge-

worfen, vor allem Obst und Gemüse. 
Das macht aufs ganze Land umgerech-
net einen Berg von 6,7 Millionen Ton-
nen Lebensmittelabfällen. Auch in  
sozialen Einrichtungen lohnt es zu 
überlegen, wie das unnötige Wegwer-
fen von Lebensmitteln vermieden wer-
den kann – etwa durch eine bessere 
Einkaufs- und Vorratsplanung. Dies 
war ein Aspekt des Themas nachhalti-
ger Umgang mit Lebensmitteln, mit 
dem sich der Beirat der Ernährungs- 
und Verpflegungsoffensive im Paritäti-
schen bei seiner jüngsten Sitzung in 
Berlin beschäftigt hat. 

Kampagne des Ernährungsministeriums
Dr. Marie-Luise Dittmar vom Bundes-
ministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft stellte die Kampagne „Zu gut 
für die Tonne“ des Ministeriums vor. 
Ezzedine Zerria vom Akademischen 
Förderungswerk (AKAFÖ) in Bochum 
berichtete über die erfolgreiche Umset-
zung der Kampagne in den Mensen des 
Förderwerks – ein wegweisendes Bei-
spiel für die Gemeinschaftsverpfle-
gung. Mit guten Ideen ist es dem 
AKAFÖ Bochum gelungen, die Speise-
abfälle um zirka 25 Prozent zu reduzie-
ren und ganz nebenbei erheblich zu 
sparen. Lebensmittelrettung im besten 
Sinne praktizieren auch die Tafeln in 
Deutschland. Sie unterstützen regelmä-
ßig 1,5 Millionen bedürftige Menschen, 
indem sie überschüssige, aber qualitativ 
einwandfreie Lebensmittel einsam-
meln und in Ausgabestellen und Tafel-
restaurants an diese weitergeben.
Das Thema Ernährung – insbesondere 
mit Blick auf die Gemeinschaftsver-
pflegung in sozialen Organisationen – 
hat der Paritätische Gesamtverband 
gemeinsam mit PariSERVE 2011 stär-
ker in den Fokus gerückt und eine  
Ernährungs- und Verpflegungsoffensive 
ins Leben gerufen. PariSERVE als Kom-

Offensiv gegen die Verschwendung 
von Lebensmitteln
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Zum Jahr der Kinder- und  
Jugendrechte in Baden-Würt-
temberg hat der Paritätische 

Landesverband ein „Mitmachbuch“ 
auf die Reise durchs Land geschickt. 
Kinder und Jugendliche aus rund 30 
Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe beteiligten sich an der Akti-
on, indem sie gemeinsam jeweils eine 
Doppelseite des Buchs kreativ gestalte-
ten. Zudem wurde über Beteiligungs-
formen und -verfahren, über die Ver-
wirklichung der Kinder- und Jugend-
rechte, über Wünsche und Kritisches 
berichtet. 
Ziel des Landesverbands ist es, mit 
dem Buch ein Bild davon zu vermit-
teln, wie vielfältig, bunt und kreativ, 
aber auch wie ernsthaft die Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen 
in den Einrichtungen unter dem Dach 
des Paritätischen gelebt wird und wie 
es um die Beachtung der Kinder- und 
Jugendrechte steht. Und damit all das 
auch von der Politik wahrgenommen 
wird, darf Baden-Württembergs Fami-
lienministerin Katrin Altpeter das 
Buch in ihrem Ministerium behalten. 

In Frauenhäusern und Fachbera-
tungsstellen für Frauen wird täglich 
eine große Zahl gewaltbetroffener 

Frauen mitsamt ihren Kinder unter-
stützt. 2013 suchten mehr als 8.600 
Frauen und 8.400 Kinder Schutz in Frau-
enhäusern. Häufig schwer traumatisiert, 
benötigen sie umfangreiche Beratung 
und Betreuung. Aber das Hilfesystem ist 
nicht so ausgestattet, dass für alle schutz-
suchenden Frauen und Kinder eine so-
fortige Zuflucht im Frauenhaus oder 
eine zeitnahe Beratung in einer Fach-
beratungsstelle sichergestellt ist.
Nun hat der Verein Frauenhauskoordi
nierung e. V. (FHK) erstmals bundes-
weite Qualitätsempfehlungen für das 
gesamte Hilfesystem für von Gewalt 
betroffene Frauen vorgelegt. Die Emp-
fehlungen beschreiben die Qualitäts
anforderungen an die Unterstützung 
der Frauen und der mitbetroffenen 

Kinder in Frauenhäusern und 
Fachberatungsstellen. „Diese Unter-
stützung muss mit qualifiziertem und 
ausreichendem Fachpersonal geleistet 
werden. Und das Hilfesystem muss 
über eine entsprechende räumliche 
und sachliche Ausstattung verfügen“, 
fordert die Frauenhauskoordinierung. 
Erstmals werden auch Empfehlungen 
für die lokalen Hilfestrukturen für 
gewaltbetroffene Frauen gegeben: Das 
umfasst die erforderliche Anzahl an 
Frauenhäusern und Fachberatungs
stellen in den Kommunen sowie die 
notwendige Zahl an Frauenhausplät-
zen für Frauen und für Kinder.

Impulse zur Weiterentwicklung
Die Qualitätsempfehlungen sieht die 
Frauenhauskoordinierung als wichtige 
Impulsgeber für die Weiterentwick-
lung der Konzepte der Frauenhäuser 

und Fachberatungsstellen. Sie richten 
sich aber ebenso an die Entscheidungs-
träger und -trägerinnen in Politik und 
Verwaltung auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene und zeigen auf, 
welche Hilfestrukturen vor Ort erfor-
derlich sind und welcher Qualitäts-
rahmen für die Förderung zugrunde  
gelegt werden muss. 
Die FHK betont: „Wir erwarten, dass 
auf der Basis unserer Qualitätsempfeh-
lungen zügig Maßnahmen von Bund, 
Ländern und Kommunen zur recht- 
lichen Absicherung von Schutz und 
Hilfe und zur Verbesserung der Aus-
stattung von Frauenhäusern und Fach-
beratungsstellen ergriffen werden.“ 
Die Qualitätsempfehlungen für Frauen-
häuser und Fachberatungsstellen der 
Frauenhauskoordinierung finden 
Interessierte auf der Internetseite  
www.frauenhauskoordinierung.de.

Frauenhauskoordinierung e. V. legt  
Qualitätsempfehlungen für das Hilfesystem vor

Mitmachbuch zum Jahr der Kinder- und  
Jugendrechte in Baden-Württemberg

Der Verein Jella betreut in Stuttgart Mädchen und junge Frauen mit Suchtproblemen. 
Mit viel Kreativität gestalteten sie ihre Seiten im Mitmachbuch. �  Foto: privat
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Maike von Wegen ist das Pseudonym 
von Meike Büttner: Autorin, Musike-
rin und junge Mutter. In ihrem Blog 
mutterseelenalleinerziehend.de hat 
die Berlinerin längere Zeit vom All-
tag als Alleinerziehende berichtet 
und für eine gerechtere Gesellschaft 
gekämpft. Inzwischen betreibt sie 
das Blog nicht mehr. Aber ihr Buch 
„Mutterseelenalleinerziehend – Ein 
Kind und weg vom Fenster?“ ist im-
mer noch lesenswert. 
Maike von Wegen ist zwanzig, als sie 
schwanger wird. Ohne Partner und 
Job ist sie auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen und spürt schnell, 
dass sie von der Gesellschaft mit ih-
rem Status als Alleinerziehende als 
Last empfunden wird. Und dass ihr 
Kind keine Chance hat, wenn sie 
nicht dafür kämpft. Das tut sie. Und 
sie sagt, was sich ändern müsste in 
Gesellschaft und Politik.
Meike von Wegen, Mutterseelen-
alleinerziehend, 240 S., 8,99 Euro, 
Knaur, ISBN: 978-3-426-78577-5

Er fahrungsber i cht

Die bundesweite Initiative „Trau 
dich!“ klärt mit einem interak-
tiven Online-Spiel acht- bis 

zwölfjährige Kinder über sexuellen 
Missbrauch und körperliche Selbstbe-
stimmung auf. Die Initiatoren, das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) und die 
Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA), verfolgen das Ziel, 
Familien in ihrer Kommunikation zu 
stärken, Kinder in ihrer Sprachfähigkeit 
zu fördern und sie über ihre Rechte auf-
zuklären. Das Spiel unter www.trau-
dich.de/deine-staerken#spiel ermutigt 
Jungen und Mädchen, anderen Kindern 
in schwierigen Situationen zu helfen. 
Betroffene Kinder soll das Spiel motivie-
ren, sich bei einer Vertrauensperson 
Hilfe zu holen.
Das Spiel solle vermitteln, dass Kinder 
„Nein“ sagen dürfen, dass sie ihren 
Gefühlen vertrauen können und dass 
sie ein Recht auf körperliche Selbstbe-
stimmung haben, betont Professor Dr. 

Elisabeth Pott, Direktorin der BZgA. 
„Mädchen und Jungen lernen, dass es 
gute und schlechte Geheimnisse gibt 
und dass sie schlechte Geheimnisse 
weitersagen dürfen.“ Um Kinder sen-
sibel an das Thema heranzuführen, 
sind sie nicht selbst Teil der Geschich-
te, sondern werden von Lina oder Leon 
„vertreten“. Die Kinder schlüpfen 
wahlweise in die Rolle der beiden 
Spielfiguren und können vier Ge-
schichten durchspielen. 

Je nach Antwort nimmt die  
Geschichte einen anderen Verlauf
In jeder Szene erzählt ein Kind von 
einem grenzüberschreitenden Erleb-
nis: In „Anna und ihr Onkel Karl“ er-

zählt Anna, dass sie es nicht mag, 
wenn der Onkel ihr zu nahe kommt 
und sie sogar auf den Mund küsst. In 
„Emir beim Fußballtraining“ berichtet 
Emir von seinem zudringlichen Trai-
ner. Als Lina oder Leon geben die spie-
lenden Kinder Tipps, wie Anna und 
Emir sich verhalten können. Dabei gibt 
es keine falschen oder richtigen Ant-
worten. Die Mädchen und Jungen ler-
nen jedoch, welche Konsequenzen ihre 
Tipps haben. Denn je nach gewählter 
Antwort nimmt die Geschichte einen 
anderen Verlauf. Nach jedem Spiel 
fasst eine Pädagogin in einem kurzen 
Video die Geschichte zusammen und 
gibt weitere Ratschläge.
Die BZgA rät, Eltern sollten das Spiel 
gemeinsam mit ihren Kindern spie-
len. Es könne so als behutsamer Ein-
stieg in ein schwieriges, aber wichti-
ges Gesprächsthema dienen. „Wir  
begreifen das Spiel als aktive Hilfestel-
lung für Familien und pädagogische 
Fachkräfte.“ 

Sexuelle Gewalt: Ein 
schwieriges Thema  

im Online-Spiel 
kindgerecht vermittelt

Verzeichnis deutscher Stiftungen
als 22.700 Stiftungsporträts in drei Bän-
den und auf CD-ROM. So kann gezielt 
nach dem Förderzweck Mildtätigkeit, 
sozialer Unterstützung und Stiftungen 
vor Ort gesucht werden.
Zu beziehen ist es über die Homepage  
www.stiftungen.org/shop.

Sein bundesweites Stiftungsregister hat 
der Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen nun in der 8. und deutlich erweiter-
ten Auflage herausgebracht. Das laut 
Bundesverband aktuellste und umfang-
reichste Nachschlagewerk zum Stif-
tungswesen umfasst inzwischen mehr 

„Vom Tabu zur Schlagzeile: 30 Jahre 
Arbeit gegen sexuelle Gewalt – viel 
erreicht?!“  lautete der Titel des Jubi-
läumskongresses von Wildwasser e. V. 
in Berlin. Jetzt ist die Dokumentation 
erschienen. Gedruckte Exemplare 
können gegen drei Euro Porto- und 
Verpackungskosten bestellt werden 
per E-Mail an verwaltung@wild-
wasser-berlin.de. 
Zum Download gibt es sie unter 
www.wildwasser-berlin.de.

Dokumentation des  
Jubiläumskongresses 
von Wildwasser Berlin Der Bundesverband für körper- und 

mehrfachbehinderte Menschen hat die 
„Expertise über die Vereinbarkeit von 
Beruf und Verantwortung für ein Kind 
mit Behinderung – Wiedereinstieg mit 
besonderen Herausforderungen“ ver-
öffentlicht. Darin werden die Situation 
von Frauen mit besonderen Herausfor-
derungen und ihre Chancen, die  
Betreuung eines behinderten Kindes 
mit einer Berufstätigkeit zu vereinba-
ren, dargestellt und Handlungsemp-
fehlungen entwickelt. Download auf  
www.bvkm.de unter Bücher und Bro-
schüren.

Expertise: Berufstätigkeit von 
Müttern behinderter Kinder

Hören & Sehen



„Nur mit dem Herzen sehen will 
gelernt sein“, sagt Silke Schnee, 
Journalistin und Mutter von drei 
Söhnen, von denen der jüngste das 
Down-Syndrom hat. Die Erfahrung, 
dass manche Menschen den klei-
nen Noah „seltsam“ fanden, hat sie 
zur Geschichte vom „Prinz Selt-
sam“ animiert. Dank der Illustratio-
nen von Heike Stistig ist ein hüb-
sches Bilderbuch daraus geworden, 
das Verständnis weckt für Kinder 
mit Down-Syndrom und Entwick-
lungsverzögerungen. Geeignet ist 
es für Kinder ab einem Alter von 
drei Jahren. Das Buch ist im Neu-
feld-Verlag erschienen und kostet 
14,90 Euro. Eine Fortsetzungsge-
schichte gibt es auch schon: Prinz 
Seltsam und die Schulpiraten. 
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Ein wichtiges Buch hat Professor 
Barbara John, Vorsitzende des 
Paritätischen Landesverbands 

Berlin, in ihrer Funktion als Ombuds-
frau der Bundesregierung für die Op-
fer des NSU-Terrors und ihrer Hinter-
bliebenen herausgegeben. Der Titel: 
„Unsere Wunden kann die Zeit nicht 
heilen“. 
Drei Jahre nach der Aufdeckung der 
Morde der Zwickauer Terrorzelle 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
geben Barbara John, ihr Mitarbeiter 
Taha Kahya und die Journalistin Vera 
Gaserow damit den Angehörigen der 
Opfer eine Stimme. Sie schildern, was 
die Mordserie und deren öffentliche 
Wahrnehmung, die immer noch un-
zulängliche Aufklärung und die ge-
richtliche Aufarbeitung für sie persön-
lich und für ihren Blick auf Deutsch-
land bedeuten und wie sie ihr Leben 
verändert haben. 
Gamze Kubasik, Tochter von Mehmet 
Kubasik, etwa betont: „Seit ich 22 Jahre 
alt bin, habe ich nur an meinen Vater 
und die Umstände seines Todes ge-
dacht. … Jetzt fange ich langsam an, 
nicht mehr nur Tochter zu sein. Ich 
fühle eine Last von meinen Schultern 
fallen und spüre: Ich habe eine Zu-
kunft. Ich will wieder normal leben. 
Ich will nicht ewig Opfer sein.“

Das Buch ist gemeinsam vom Verlag 
Herder und der Bundeszentrale für po-
litische Bildung/bpb herausgegeben 
worden. 
Unsere Wunden kann die Zeit nicht 
heilen, Was der NSU-Terror für die 
Opfer und Angehörigen bedeutet
Hrsg.: Barbara John
160 Seiten 
12,99 Euro 
ISBN 978-3-451-06727-3 

Seltsam herzlich Den Opfern eine Stimme geben
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Die Stiftung Solidarität bei Arbeitslosig-
keit und Armut in Bielefeld hat auch für 
2015 wieder den Regine-Hildebrandt-
Preis  ausgeschrieben. Der Schwer-
punkt liegt diesmal auf dem Thema 
Kultur. Damit möchte die Stiftung auf 
die Bedeutung der kulturellen Teilhabe 
für Menschen mit geringem Einkom-
men hinweisen.
Der Regine-Hildebrandt-Preis für her-
ausragendes und beispielhaftes Engage-
ment im Kampf gegen Arbeitslosigkeit 
und Armut ist mit 10.000 Euro dotiert. 
Das Preisgeld kommt gemeinnützigen 
Projekten nach Wahl der Preisträger zu-
gute. Vorschläge und Bewerbungen 
sind zum 31. Januar 2015 möglich.

 www.stiftung-solidaritaet.de

• �Studium & Pflege: Was bringt mir ein 
Studium? Und wo gibt es welche 
Möglichkeiten?

• Interdisziplinäre Pflegeberatung
• Karriere in der Pflege
• Palliative Care, School Nurse
Nähere Informationen zum Programm 
gibt es im Internet auf http://junge
pf legenordost.wordpress.com/kon-
gress-2015/. Anmeldungen sind erbe-
ten an E-Mail: nordost@dbfk.de oder 
unter der Telefonnummer 0331/748883.

Boys‘- und Girls‘ day am 23. April 2015 

Weichen stellen für die  
berufliche Zukunft 

Regine-Hildebrandt-Preis: 
Kultur im Mittelpunkt

Der Kongress Armut und Gesundheit  
findet am Donnerstag, 5., und Freitag, 
6. März 2015, unter dem Motto „Ge-
sundheit gemeinsam verantworten“ 
an der Technischen Universität Berlin 
statt. Er stellt die Frage ins Zentrum, 
wie die Umsetzung gesamtgesell-
schaftlicher Strategien dazu beitragen 

kann, die Gesundheitssituation insge-
samt zu verbessern und gesundheitli-
che Ungleichheiten abzubauen. Dabei 
wird das breite Spektrum von der in-
ternationalen bis zur kommunalen 
Ebene in den Blick genommen. 
Am Mittwoch, 4. März, gibt  es eine 
Satellitenveranstaltung zum kommu-

nalen Partnerprozess „Gesund auf-
wachsen für alle!“.
Nähere Informationen erhalten Inter-
essierte beim Kongressteam unter der 
Telefonnummer 030/44319073 
oder per E-Mail an 
kongress@gesundheitbb.de sowie auf 
www.armut-und-gesundheit.de.

Gesundheit gemeinsam verantworten

Eine große Vielfalt an praktischen thea-
terpädagogischen Grundlagen vermit-
telt eine Ausbildung der Landesaka-
demie für Jugendbildung in Weil der 
Stadt. Sie wendet sich an alle, die  
Theater als Instrumentarium ihrer eh-
renamtlichen oder beruflichen Tätig-
keit einsetzen möchten. 
Die Grundlagenausbildung umfasst 
sechs Wochenenden und endet mit ei-
nem Zertifikat. Die Module sind in 
sich abgeschlossen. Die Teilnehmen-
den bestimmen selbst, wie schnell sie 
die Ausbildung absolvieren.
Weitere Auskünfte und Anmeldung: 
Landesakademie für Jugendbildung, 
Tel.: 07033/5269-0, 
E-Mail: info@jugendbildung.org.

Grundlagen der  
Theaterpädagogik

Arbeitsgemeinschaft „Junge Pflege“ nimmt  
die Perspektiven des Berufs in den Blick
Die Arbeitsgemeinschaft Junge Pflege 
des DBfK Nordost (Deutscher Berufs-
verband für Pflegeberufe) veranstaltet 
am Freitag, 20. März 2015, von 9.30 bis 
16 Uhr den Junge Pflege Kongress 2015. 
Er steht unter dem Motto „Zukunft  
gestalten!“ Veranstaltungsort ist die 
Urania Berlin. Auf dem Programm 
stehen folgende Themen:
• �Pflegepolitik: Wie steht’s mit der  

Pflegekammer? Und mit der genera-
listischen Ausbildung?

Ab sofort können Unternehmen und 
Organisationen ihre Angebote zum 
Girls‘ day und zum Boys‘ day am  
23. April 2015 auf den Internetseiten  
www.girls-day.de und www.boys-day.de 
veröffentlichen. Der Eintrag ist kosten-
los und ermöglicht Jungen und Mäd-
chen, unkompliziert in der Umgebung 
ihres Wohnorts ein passendes Ange-
bot zu finden.
Am 23. April 2015 öffnen Unterneh-
men und Organisationen ihre Türen 
für Mädchen und Jungen ab der 5. Klas-
se, um ihnen berufliche Tätigkeiten 
und Studiengänge jenseits der gängi-
gen Geschlechterrollen nahezubrin-
gen. Bei Mädchen etwa Berufe in  
Technik,  Handwerk und Naturwissen-

schaften. Bei Jungs auch soziale Beru-
fe. So können die jungen Menschen 
frühzeitig Kontakte zu Ausbildungs-
verantwortlichen aufnehmen und wer-
den motiviert, vielfältige berufliche 
Wahlmöglichkeiten zu nutzen.
Geschlechtshomogene Gruppen sollen 
es den Schülerinnen und Schülern  
erleichtern, neue Erfahrungen zu  
machen, ihre individuellen Talente und 
Vorlieben auszuprobieren und so auch 
neue Perspektiven für ihre berufliche 
Zukunft zu gewinnen. 
Auf beiden Internetseiten gibt es neben 
dem Angebots-Radar auch zahlreiche 
interessante Informationen rund um 
den Mädchen- beziehungsweise Jun-
gen-Zukunftstag.

Termine


